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A. Prüfungsauftrag 
 
Der gesetzliche Vertreter des 
 

Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau 
 
– im Folgenden auch kurz "EWL" oder "Anstalt" genannt – hat uns beauftragt, den Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2016 unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchführung und 
den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2016 der Anstalt nach berufsüblichen Grundsätzen zu 
prüfen sowie über das Ergebnis unserer Prüfung schriftlich Bericht zu erstatten. 
 
Dem Prüfungsauftrag lag der Beschluss des Verwaltungsrates vom 2. Februar 2017 zugrunde, 
mit welchem wir zum Abschlussprüfer gewählt wurden. Wir haben den Auftrag mit Schreiben 
vom 10. März 2017 angenommen.  
 
Die Prüfungspflicht ergibt sich aus § 89 Abs. 1 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO). 
Nach § 89 Absatz 3 GemO erstreckt sich die Prüfung auch auf die Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse, über die in entsprechender Anwendung 
des § 53 HGrG zu berichten ist; wegen Einzelheiten siehe auch Abschnitt F. des Berichtes. 
 
Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-
baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.  
 

Rechtsgrundlagen dieser gesetzlichen Pflichtprüfung sind die nachstehenden gesetzlichen und 
untergesetzlichen Bestimmungen in der zurzeit gültigen Fassung: 
 
1. Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) 
2. Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung für Rheinland-Pfalz (EigAnVO) 
3. Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen (KomEPrüfV) 
4. Kommunalabgabenverordnung (KAVO) 
5. Kommunalabgabengesetz für Rheinland-Pfalz (KAG) 
6. Bestimmungen des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches (HGB). 
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Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfolgenden 
Bericht, der in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei 
Abschlussprüfungen (IDW PS 450) erstellt wurde. 
 
Der Bericht enthält in Abschnitt B. vorweg unsere Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch den 
Vorstand. 
 
Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in den Abschnitten C., D., E. und G. 
im Einzelnen dargestellt. Die Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages haben 
wir in Abschnitt F. dargestellt. Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte Bestätigungs-
vermerk wird in Abschnitt H. wiedergegeben.  
 
Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz (Anla-
ge 1), der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) und dem Anhang (Anlage 3), sowie den ge-
prüften Lagebericht (Anlage 4) beigefügt.  
 
Die Erfolgsübersicht ist als Anlage 6 beigefügt und die rechtlichen und steuerlichen Verhältnisse 
haben wir in den Anlagen 7 und 8 tabellarisch dargestellt. Der Fragenkatalog zur Prüfung nach 
§ 53 HGrG ist als Anlage 12 beigefügt.  
 
Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Drit-
ten, liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten "Allgemeine Auftragsbe-
dingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" in der Fassung vom 
1. Januar 2017 zugrunde.  
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B. Grundsätzliche Feststellungen 
 
Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 
 
Der Vorstand des EWL hat im Lagebericht (Anlage 4) und im Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3) 
die wirtschaftliche Lage der Anstalt beurteilt. 
 
Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden Aus-
führungen vorweg zur Lagebeurteilung durch den Vorstand des EWL im Jahresabschluss und 
im Lagebericht Stellung. Dabei gehen wir insbesondere auf die Beurteilung des Fortbestandes 
und der zukünftigen Entwicklung der Anstalt unter Berücksichtigung des Lageberichtes ein. Un-
sere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung der Lage der Anstalt ab, 
die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes gewonnen 
haben.  
 
Folgende Kernaussagen im Lagebericht sind hervorzuheben: 
 
Geschäftsverlauf und Lage der Anstalt: 
 

– Das Wirtschaftsjahr schließt mit einem Jahresverlust von TEUR 138 (Vorjahr Jahresge-
winn TEUR 269) ab. Im Wirtschaftsplan 2016 wurde ursprünglich ein Gewinn in Höhe von 
TEUR 139 prognostiziert. 

– Die Bilanzsumme des EWL beläuft sich für 2016 auf TEUR 95.707 gegenüber  
TEUR 95.318 im Vorjahr. Das Eigenkapital beträgt zum 31. Dezember 2016 insgesamt 
TEUR 67.301. Die Eigenkapitalquote ist gegenüber dem Vorjahr (70,8 %) auf 70,3 % leicht 
gesunken. 

– Die Ertragslage der Abwasserbeseitigung hat sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 451 
verschlechtert. Ursächlich für die Ergebnisverschlechterung sind höhere Aufwendungen für 
die Altersvorsorge (+TEUR 213) sowie höhere Aufwendungen für die Unterhaltung bauli-
cher Anlagen (+TEUR 115). 

– Das Ergebnis der Abfallentsorgung hat sich im Vergleich zum Vorjahr um rd. TEUR 23 
verringert. Dabei sind sowohl der Betriebsaufwand (+TEUR 531) als auch die Gesamtleis-
tung (+TEUR 549) gestiegen. Die Erlöse profitieren von der Gebührenerhöhung zum 
1. Januar 2016. Auf der Aufwandseite sind vor allem die Materialaufwendungen 
(+TEUR 231) und die Personalaufwendungen (+TEUR 210) angestiegen. 
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– Der Betriebszweig Straßenreinigung erwirtschaftete einen Jahresverlust in Höhe von 

TEUR 106. Im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich dadurch eine Verschlechterung von rund 
TEUR 129. Gründe für die Verschlechterung sind im Wesentlichen die Aufwendungen zur 
Altersvorsorge und eine höhere Umlage an den Betriebszweig Service. 

– Der Betriebszweig Bauhof konnte das Ergebnis um TEUR 142 verbessern. Die Umsatzer-
löse konnten durch eine Anhebung der Stundensätze um TEUR 106 erhöht werden. Die 
Personalkosten sind u. a. aufgrund eines längerfristigen Krankenstands und aufgrund des 
Ausscheidens von Mitarbeitern zurückgegangen (./.TEUR 254); die Beschäftigung von 
Leiharbeitskräften führte u. a. zu einem Anstieg im Materialaufwand (+TEUR 96). 

– Der Betriebszweig Service erzielte einen Jahresverlust von ./.TEUR 17 (Vorjahr Jahresge-
winn TEUR 1). Die Umsatzerlöse wurden durch höhere Kostenerstattungen der anderen 
Betriebszweige gesteigert (+TEUR 444); gleichzeitig sind sowohl die Materialkosten als 
auch die sonstigen Steuern gestiegen. Bezüglich der Materialkosten erklärt sich der An-
stieg durch den Umzug in ein anderes Dienstgebäude und die entsprechenden Unterhal-
tungskosten. Bezüglich der sonstigen Steuern ist der Anstieg durch eine Rückzahlung der 
anteiligen Mehrwertsteuerbeträge zu erklären, die im Rahmen der Modernisierung als Vor-
steuer geltend gemacht wurden. Diese Korrektur führte zu einer höheren Serviceumlage 
an die anderen Betriebszweige. 

 
Zukünftige Entwicklung, Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung: 
 

– Im Wirtschaftsplan 2017 ist ein Gewinn von TEUR 471 vorgesehen. Es wird erwartet, dass 
im Vergleich zum Wirtschaftsplan 2016 die Erträge um TEUR 572 und die Aufwendungen 
um TEUR 225 steigen. Dadurch errechnet sich gegenüber dem Wirtschaftsplan 2016 insge-
samt eine Verbesserung in Höhe von TEUR 332. Der geplante Gewinn verteilt sich wie folgt 
auf die Bereiche: 

  TEUR 

Abwasserbeseitigung Gewinn 353 

Abfallentsorgung Gewinn 172 

Straßenreinigung Verlust 111 

Bauhof Gewinn 3 

Service Gewinn 54 
 

– Im Vermögensplan 2017 sind Investitionen in Höhe von TEUR 5.432 vorgesehen. Davon 
entfallen auf die Abwasserbeseitigung TEUR 4.560, die Abfallentsorgung TEUR 71, die 
Straßenreinigung TEUR 30, den Bauhof TEUR 426 und den Service TEUR 345. 
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– Der EWL hat auf Grundlage des Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz im Unterneh-
mensbereich (KonTraG) 2009 ein Risikofrüherkennungssystem übernommen. 

– Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Bilanzstichtag sind nicht zu verzeichnen. 

 
Die vorstehend angeführten Hervorhebungen werden in Abschnitt C. durch analysierende Dar-
stellungen wesentlicher Aspekte der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ergänzt.  
 
Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die Beurtei-
lung der Lage der Anstalt einschließlich der dargestellten Risiken der künftigen Entwicklung 
plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung durch den Vorstand ist dem Umfang 
nach angemessen und inhaltlich zutreffend. Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür er-
geben, dass der Fortbestand der Anstalt gefährdet wäre. 
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C. Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses  
 
Zur Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die Posten der Bilanz und der 
Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geordnet, wobei 
sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschränkt. Die Analyse ist nicht auf 
eine umfassende Beurteilung der wirtschaftlichen Lage der Anstalt ausgerichtet. Zudem ist die 
Aussagekraft von Bilanzdaten – insbesondere aufgrund des Stichtagsbezugs der Daten – relativ 
begrenzt. 
 
I. Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung nach Konsolidierung) 
 
Nach Konsolidierung der Erträge und Aufwendungen aus gegenseitigem Leistungsaustausch 
der Betriebszweige zeigt die aus der Erfolgsübersicht (Anlage 6) abgeleitete Gegenüberstellung 
der Erfolgsrechnungen der beiden Wirtschaftsjahre 2016 und 2015 folgendes Bild der Ertragsla-
ge und ihre Veränderung: 
 
 2016 2015 Veränderung 

 TEUR % TEUR % TEUR 

Umsatzerlöse 17.010 99,1 16.158 97,3 +852 

Andere aktivierte Eigenleistungen 60 0,3 64 0,4 -4 

Sonstige betriebliche Erträge                           100 0,6 384 2,3 -284 

Gesamtleistung 17.170 100,0 16.606 100,0 +564 

Materialaufwand 6.929 40,4 6.573 39,6 +356 

Personalaufwand 5.120 29,8 4.933 29,7 +187 

Abschreibungen  3.479 20,3 3.380 20,4 +99 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.589 9,3 1.450 8,7 +139 

Steuern 195 1,1 26 0,2 +169 

Betriebsaufwand 17.312 100,9 16.362 98,6 +950 

Betriebsergebnis -142 -0,9 244 1,4 -386 

Zinserträge und Erträge aus Ausleihungen 18 0,1 24 0,1 -6 

Zinsaufwendungen 2 0,0 5 0,0 -3 

Finanzergebnis 16 0,1 19 0,1 -3 

Neutrale Erträge 80 0,5 81 0,5 -1 

Neutrale Aufwendungen 92 0,5 75 0,5 +17 

Neutrales Ergebnis -12 0,0 6 0,0 -18 

Jahresverlust/Jahresgewinn -138 -0,8 269 1,5 -407 
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Die Umsatzerlöse setzen sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt zusammen: 
 
 2016 2015 Veränderung 

 TEUR TEUR TEUR 

Abwasserbeseitigung 7.088 6.736 +352 

Abfallentsorgung 5.368 4.862 +506 

Straßenreinigung 604 547 +57 

Bauhof 3.716 3.610 +106 

Service 234 273 -39 

Landesgartenschau 0 130 -130 

 17.010 16.158 +852 

 
Der Anstieg der Umsatzerlöse im Bereich Abwasserbeseitigung um TEUR 352 resultiert aus 
einer Gebührenerhöhung beim Schmutzwasser (+EUR 0,07 je m³ bzw. +5,7 %) und bei Oberflä-
chenwasser (+EUR 0,06 je m² bzw. +5 %) zum 1. Februar 2016. 
 
Zum 1. Februar 2016 wurden ebenfalls die Abfallgebühren um rd. 11 % erhöht. Bei gleichzeiti-
gem Anstieg der Anzahl der Müllsammelgefäße um 2,6 % erklärt dies den Anstieg der Umsatz-
erlöse im Bereich Abfallentsorgung von TEUR 506. 
 
Der Bereich Landesgartenschau wurde zum 31. Dezember 2015 aufgelöst.  
 
Der Rückgang der sonstigen betrieblichen Erträge resultiert aus einem Rückgang der Erträge 
aus Veränderungen von Forderungen an Pensions- und Beihilfeansprüchen in Höhe von 
./.TEUR 108 im Bereich Abwasser. Ferner gingen im Bereich Service die Erträge aus weiterbe-
rechneten Personalaufwendungen um TEUR 92 zurück. 
 
Der Anstieg um TEUR 356 im Materialaufwand erklärt sich primär durch den Umzug der Anstalt 
in ein neues Gebäude. Hieraus ergaben sich höhere Aufwendungen für Bauunterhaltung in den 
Gebäuden DiZaP und Friedrich-Ebertstraße 5 (+TEUR 117). Zusätzlich wurden im Bereich Ab-
fallentsorgung höhere Aufwendungen für Kfz-Reparaturen notwendig (+TEUR 80). Im Betriebs-
zweig Bauhof stiegen die Aufwendungen für Leiharbeitskräfte aufgrund des hohen Kranken-
stands um +TEUR 55. 
 
Der Personalaufwand ist im Jahr 2016 um +TEUR 187 angestiegen. Dies resultiert primär aus 
den höheren Zuführungen zu Pensions- und Beihilferückstellungen (+TEUR 346). 
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Der Anstieg der sonstigen betrieblichen Aufwendungen (+TEUR 139) erklärt sich durch einen 
Anstieg der Aufwendungen für bauliche Anlagen im Bereich Abwasser (+TEUR 115) sowie ge-
stiegenen Beratungskosten (+TEUR 96). 
 
II. Ertragslage der Betriebszweige vor Konsolidierung 
 
Für den Betriebszweig Abwasserbeseitigung zeigt die aus der Gewinn- und Verlustrechnung 
abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgsrechnungen der beiden Wirtschaftsjahre 2016 und 
2015 folgendes Bild der Ertragslage und ihre Veränderung: 
 
 2016 2015 Veränderung 

 TEUR % TEUR % TEUR 

Umsatzerlöse 7.088 99,1 6.736 96,6 +352 

Andere aktivierte Eigenleistungen 60 0,8 64 0,9 -4 

Sonstige betriebliche Erträge                           4 0,1 176 2,5 -172 

Gesamtleistung 7.152 100,0 6.976 100,0 +176 

Materialaufwand 1.355 18,9 1.474 21,1 -119 

Personalaufwand 1.495 20,9 1.256 18,0 +239 

Abschreibungen  2.816 39,4 2.697 38,7 +119 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.469 20,5 1.060 15,2 +409 

Steuern 2 0,0 2 0,0 0 

Betriebsaufwand 7.137 99,7 6.489 93,0 +648 

Betriebsergebnis 15 0,3 487 7,0 -472 

Zinserträge und Erträge aus Ausleihungen 18 0,3 19 0,3 -1 

Zinsaufwendungen 3 0,0 4 0,1 -1 

Finanzergebnis 15 0,3 15 0,2 0 

Neutrale Erträge 25 0,3 0 0,0 +25 

Neutrale Aufwendungen 4 0,1 0 0,0 +4 

Neutrales Ergebnis 21 0,2 0 0,0 +21 

Jahresgewinn 51 0,8 502 7,2 -451 

 
Der Anstieg der Umsatzerlöse um TEUR 352 resultiert aus einer Gebührenerhöhung für 
Schmutzwasser und Oberflächenwasser zum 1. Februar 2016. 
 
Der Rückgang der sonstigen betrieblichen Erträge ist insbesondere durch die niedrigere Ver-
änderung der Forderungen an Pensions- und Beihilfeansprüchen zu erklären (TEUR 4; Vorjahr 
TEUR 112).  
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Der Rückgang im Materialaufwand (./.TEUR 119) erklärt sich durch niedrigere Unterhaltungs-
aufwendungen als im Vorjahr. 
 
Der Anstieg im Personalaufwand ist aus höheren Aufwendungen für die Altersvorsorge ent-
standen (TEUR 410; Vorjahr TEUR 197). 
 
Die höhere Abschreibung ergibt sich aus der Fertigstellung von Kanalbaumaßnahmen. 
 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind aufgrund von höheren Aufwendungen für 
das Betriebsgebäude (+TEUR 115) sowie einer höheren Umlage an den Betriebszweig Service 
(+TEUR 298) um TEUR 409 angestiegen. 
 
Die neutralen Erträge umfassen Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen (TEUR 24) und 
Versicherungsleistungen (TEUR 1). Die neutralen Aufwendungen entstehen aus der Wertbe-
richtigung von Forderungen. 
 
 
  



Schüllermann und Partner AG 
 
 

– 10 – 

Für den Betriebszweig Abfallentsorgung zeigt die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abge-
leitete Gegenüberstellung der Erfolgsrechnungen der beiden Wirtschaftsjahre 2016 und 2015 
folgendes Bild der Ertragslage und ihre Veränderung: 
 
 2016 2015 Veränderung 
 TEUR % TEUR % TEUR 
Umsatzerlöse 5.368 99,2 4.862 100,0 +506 
Sonstige betriebliche Erträge                           43 0,8 0 0,0 +43 
Gesamtleistung 5.411 100,0 4.862 100,0 +549 
Materialaufwand 4.160 76,9 3.929 80,8 +231 
Personalaufwand 515 9,5 305 6,3 +210 
Abschreibungen  144 2,7 165 3,4 -21 
Sonstige betriebliche Aufwendungen 732 13,5 623 12,8 +109 
Steuern 16 0,3 14 0,3 +2 
Betriebsaufwand 5.567 102,9 5.036 103,6 +531 
Betriebsergebnis -156 -2,9 -174 -3,6 +18 
Zinserträge und Erträge aus Ausleihungen 131 2,4 139 2,9 -8 
Zinsaufwendungen 0 0,0 0 0,0 0 
Finanzergebnis 131 2,4 139 2,9 -8 
Neutrale Erträge 44 0,8 79 1,6 -35 
Neutrale Aufwendungen 72 1,3 74 1,5 -2 
Neutrales Ergebnis -28 -0,5 5 0,1 -33 
Jahresverlust -53 -1,0 -30 -0,6 -23 

 
Die Umsatzerlöse sind um TEUR 506 angestiegen, da zum 1. Februar 2016 die Entsorgungs-
gebühren um rd. 11 % erhöht wurden und die Anzahl der Müllsammelgefäße um rd. 2,6 % im 
Wirtschaftsjahr 2016 zunahm. 
 
Der Anstieg im Materialaufwand (+TEUR 231) resultiert aus höherem Aufwand für den Müllton-
nenservice (+TEUR 41). Dieser beinhaltet die Aufwendung für einen neu eingeführten Behäl-
terservice ab Juni 2016 (d. h. Mülltonnen werden am Tag der Leerung zu Sammelpunkten ge-
bracht). Zusätzlich fielen im Jahr 2016 höhere Aufwendungen für Reparaturen der Müllsammel-
fahrzeuge an (+TEUR 80). 
 
Der Anstieg des Personalaufwands ist durch höhere Zuführungen zu Pensions- und Beihilfe-
rückstellungen zu erklären (TEUR 245; Vorjahr TEUR 112). 
 
Die neutralen Erträge sind im Wesentlichen Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 
(TEUR 38) und aus Versicherungsleistungen (TEUR 4). Die neutralen Aufwendungen beinhal-
ten den Zinsaufwand für die Aufzinsung von Rückstellungen (TEUR 72).  
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Für den Betriebszweig Straßenreinigung zeigt die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abge-
leitete Gegenüberstellung der Erfolgsrechnungen der beiden Wirtschaftsjahre 2016 und 2015 
folgendes Bild der Ertragslage und ihre Veränderung: 
 
 2016 2015 Veränderung 

 TEUR % TEUR % TEUR 

Umsatzerlöse 604 100,0 547 100,0 +57 

Gesamtleistung 604 100,0 547 100,0 +57 
Materialaufwand 442 73,2 417 76,2 +25 

Personalaufwand 92 15,2 14 2,6 +78 

Abschreibungen  8 1,3 3 0,5 +5 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 190 31,5 144 26,3 +46 

Steuern 0 0,0 0 0,0 0 

Betriebsaufwand 732 121,2 578 105,6 +154 
Betriebsergebnis -128 -21,2 -31 -5,6 -97 

Zinserträge  21 3,5 54 9,9 -33 

Zinsaufwendungen 0 0,0 0 0,0 0 

Finanzergebnis 21 3,5 54 9,9 -33 
Neutrale Erträge 1 0,2 0 0,0 +1 

Neutrale Aufwendungen 0 0,0 0 0,0 0 

Neutrales Ergebnis 1 0,2 0 0,0 +1 
Jahresgewinn/Jahresverlust -106 -17,5 23 4,3 -129 

 
Der Rückgang des Jahresergebnisses erklärt sich insbesondere durch den Anstieg im Perso-
nalaufwand und in den sonstigen betrieblichen Aufwendungen. 
 
Die Umsatzerlöse sind zum einen durch einen Anstieg der laufenden Frontmeter (+2.264 
Frontmeter), zum anderen durch einen höheren Anteil der Stadt Landau an der Straßenreini-
gung zu erklären. 
 
Der Personalaufwand ist auch in diesem Betriebszweig durch erhöhte Zuführungen zu Pensi-
ons- und Beihilferückstellungen entstanden (TEUR 61; Vorjahr ./.TEUR 13). 
 
Der Anstieg der sonstigen betrieblichen Aufwendungen ist primär auf eine höhere Umlage an 
den Betriebszweig Service zurückzuführen, welche insbesondere durch die Aufwendungen für 
das zweite Gebäude (DiZaP) zu erklären ist.  
 
Die neutralen Erträge sind Erträge aus Versicherungsleistung. 
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Für den Betriebszweig Bauhof zeigt die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Ge-
genüberstellung der Erfolgsrechnungen der beiden Wirtschaftsjahre 2016 und 2015 folgendes 
Bild der Ertragslage und ihre Veränderung: 
 
 2016 2015 Veränderung 

 TEUR % TEUR % TEUR 

Umsatzerlöse 3.716 99,9 3.610 97,6 +106 

Sonstige betriebliche Erträge                           5 0,1 88 2,4 -83 

Gesamtleistung 3.721 100,0 3.698 100,0 +23 
Materialaufwand 701 18,8 605 16,4 +96 

Personalaufwand 2.277 61,2 2.531 68,4 -254 

Abschreibungen  282 7,6 285 7,7 -3 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 345 9,3 297 8,0 +48 

Steuern 3 0,1 3 0,1 0 

Betriebsaufwand 3.608 97,0 3.721 100,6 -113 
Betriebsergebnis 113 3,0 -23 -0,6 +136 

Zinserträge und Erträge aus Ausleihungen 0 0,0 0 0,0 0 

Zinsaufwendungen 127 3,4 132 3,6 -5 

Finanzergebnis -127 -3,4 -132 -3,6 +5 

Neutrale Erträge 7 0,2 2 0,1 +5 

Neutrale Aufwendungen 5 0,1 1 0,0 +4 

Neutrales Ergebnis 2 0,1 1 0,1 +1 
Jahresverlust -12 -0,3 -154 -4,1 +142 

 
Der Anstieg der Umsatzerlöse in Höhe von TEUR 106 resultiert insbesondere aus höheren Er-
lösen im Stadtteilservice (TEUR 534; Vorjahr TEUR 456) durch eine Anhebung der Stundensät-
ze sowie aus höheren Erlösen im Bereich Verkehrssicherheit (TEUR 701; Vorjahr TEUR 624). 
 
Der Materialaufwand ist aufgrund höherer Aufwendungen für bezogene Leistungen um 
TEUR 96 angestiegen. Dies beinhaltet auch Aufwendungen für Leiharbeitskräfte in Höhe von 
TEUR 178 (Vorjahr TEUR 123), die aufgrund eines erhöhten Krankenstands notwendig waren. 
 
Durch den erhöhten, teils längerfristigen Krankenstand ist der Personalaufwand um TEUR 254 
gesunken. 
 
Die neutralen Erträge entstanden aus Versicherungsleistungen (TEUR 7). Die neutralen Auf-
wendungen sind im Wesentlichen Aufwendungen für Schadensfälle (TEUR 3). 
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Für den Betriebszweig Service zeigt die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Ge-
genüberstellung der Erfolgsrechnungen der beiden Wirtschaftsjahre 2016 und 2015 folgendes 
Bild der Ertragslage und ihre Veränderung: 
 
 2016 2015 Veränderung 

 TEUR % TEUR % TEUR 

Umsatzerlöse 2.246 97,9 1.802 94,1 +444 

Sonstige betriebliche Erträge                           48 2,1 112 5,9 -64 

Gesamtleistung 2.294 100,0 1.914 100,0 +380 
Materialaufwand 271 11,8 86 4,5 +185 

Personalaufwand 741 32,3 827 43,2 -86 

Abschreibungen  229 10,0 187 9,8 +42 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 863 37,6 809 42,3 +54 

Steuern 174 7,6 0 0,0 +174 

Betriebsaufwand 2.278 99,3 1.909 99,8 +369 
Betriebsergebnis 16 0,7 5 0,2 +11 

Zinserträge und Erträge aus Ausleihungen 0 0,0 0 0,0 0 

Zinsaufwendungen 25 1,1 0 0,0 +25 

Finanzergebnis -25 -1,1 0 0,0 -25 

Neutrale Erträge 3 0,1 1 0,1 +2 

Neutrale Aufwendungen 11 0,5 5 0,3 +6 

Neutrales Ergebnis -8 -0,4 -4 -0,2 -4 
Jahresgewinn/Jahresverlust -17 -0,8 1 0,0 -18 

 
Der Anstieg der Umsatzerlöse ergibt sich durch deutlich gestiegene Kostenerstattungen der 
anderen Betriebszweige infolge der gestiegenen Betriebsaufwendungen. 
 
Durch den Umzug in ein neues Dienstgebäude im Jahr 2016 sind in diesem Jahr höhere Auf-
wendungen für Bauunterhaltung an beiden Objekten angefallen. Dies erklärt den Anstieg des 
Materialaufwands um TEUR 185. 
 
Der Anstieg der Steuern ergibt sich aus nicht abziehbaren Vorsteuerbeträgen. Diese resultieren 
aus der Korrektur der Vorsteuer für Vermietungen aus Vorjahren. Diese Korrektur trägt auch 
wesentlich zum Anstieg der Service-Umlage auf die anderen Betriebszweige bei. 
 
Die neutralen Erträge ergeben sich aus Erträgen aus Abgängen aus dem Anlagevermögen 
(TEUR 3). Die neutralen Aufwendungen beinhalten Verluste aus Anlageabgängen (TEUR 6) 
sowie Zinsaufwand für die Aufzinsung von Rückstellungen (TEUR 4). 
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Nach § 29 Abs. 2 i. V. m. § 11 Abs. 8 EigAnVO ergibt sich für den Entsorgungs- und Wirt-
schaftsbetrieb Landau, AöR, für das Wirtschaftsjahr 2016 ein liquiditätswirksames Ergebnis von 
TEUR 3.160, das sich wie folgt ermittelt: 
 
 TEUR  TEUR 

Jahresverlust 2016   -138 

zuzüglich Aufwendungen, die nicht zu Ausgaben führen    

– Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände  
des Anlagevermögens und Sachanlagen 3.479   

– Zunahme langfristige Rückstellungen 631   

– Aufwand aus Anlagenabgängen 5   

– Aufwand aus der Erhöhung Pauschalwertberichtigung 27  4.142 

abzüglich Erträge, die nicht zu Einnahmen führen    

– Erträge aus der Auflösung empfangener Ertragszuschüsse  
und Sonderposten -1.046   

– Erträge aus der Herabsetzung Pauschalwertberichtigung -1  -1.047 

abzüglich Ausgaben, die keine laufenden Aufwendungen sind    

– planmäßige Darlehenstilgung   -59 

zuzüglich Einnahmen, die keine laufenden Erträge sind    

– Tilgung von Ausleihungen   262 

Liquiditätswirksames Ergebnis   3.160 

 
 
III. Vermögenslage (Bilanz) 
 
In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2016 nach wirtschaftlichen 
und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden Bilanzposten zum 
31. Dezember 2015 gegenübergestellt (vgl. Anlage 1). 
 
Die Darstellung der Bilanzzahlen erfolgt nach einer Konsolidierung der gegenseitigen Forderun-
gen, Ausleihungen und Verbindlichkeiten der Betriebszweige. 
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Die Vermögens- und Kapitalstruktur nach Konsolidierung der Betriebszweige sowie deren Ver-
änderungen gegenüber dem Vorjahr ergeben sich aus der folgenden Zusammenstellung der 
Bilanzzahlen in TEUR für die beiden Abschlussstichtage 31. Dezember 2016 und 31. Dezem-
ber 2015: 
 31.12.2016 31.12.2015 Veränderung 
 TEUR % TEUR % TEUR 
A k t i v s e i t e      
Immaterielle Vermögensgegenstände 147 0,1 187 0,2 -40 
Sachanlagen 74.554 77,9 75.382 79,1 -828 
Finanzanlagen 156 0,2 418 0,4 -262 
Langfristige Aktiva  74.857 78,2 75.987 79,7 -1.130 
Vorräte 97 0,1 65 0,1 +32 
Forderungen aus Lieferungen  
und Leistungen 7.043 7,4 6.691 7,0 +352 
Forderungen an den Gewährträger 12.717 13,3 11.322 11,9 +1.395 
Sonstige Vermögensgegenstände 76 0,1 175 0,2 -99 
Flüssige Mittel 915 1,0 1.075 1,1 -160 
Kurzfristige Aktiva 20.848 21,8 19.328 20,3 +1.520 
Rechnungsabgrenzungsposten 2 0,0 3 0,0 -1 
Summe Aktivseite 95.707 100,0 95.318 100,0 +389 
      
P a s s i v s e i t e      
Eigenkapital 67.301 70,3 67.448 70,8 -147 
Sonderposten für Investitionszuschüsse 467 0,5 495 0,5 -28 
Empfangene Ertragszuschüsse 16.464 17,2 16.425 17,2 +39 
Rückstellungen für Pensionen 4.016 4,2 3.369 3,5 +647 
Rückstellungen für Deponienachsorge 551 0,6 568 0,6 -17 
Langfristige Förderdarlehen 152 0,2 184 0,2 -32 
Langfristige Verbindlichkeiten  
gegenüber Kreditinstituten 154 0,2 181 0,2 -27 
Langfristige Passiva 89.105 93,1 88.670 93,0 +435 
Rückstellungen 432 0,5 772 0,8 -340 
Kurzfristige Förderdarlehen 31 0,0 31 0,0 0 
Kurzfristige Verbindlichkeiten  
gegenüber Kreditinstituten 27 0,0 27 0,0 0 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 1.289 1,3 921 1,0 +368 
Verbindlichkeiten gegenüber 
dem Gewährträger 431 0,5 656 0,7 -225 
Sonstige Verbindlichkeiten 4.391 4,6 4.239 4,4 +152 
Kurzfristige Passiva 6.601 6,9 6.646 7,0 -45 
Rechnungsabgrenzungsposten 1 0,0 2 0,0 -1 
Summe Passivseite 95.707 100,0 95.318 100,0 +389 
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Das Anlagevermögen (immaterielle Vermögensgegenstände, Sach- und Finanzanlagevermö-
gen) hat sich in 2016 wie folgt entwickelt: 
 
 TEUR  TEUR 

Stand 31. Dezember 2015   75.987 

Zugänge 2016   2.621 

Abgänge 2016 10   

Tilgung Ausleihungen 2016 262   

Abschreibungen 2016 3.479  3.751 

Stand 31. Dezember 2016   74.857 

 
Die Zugänge des Wirtschaftsjahres betreffen: 
 
 TEUR  TEUR 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände    

– EDV-Software   2 

II. Sachanlagevermögen    

– Maschinen und maschinelle Anlagen 12   

– Einbringungsanlagen der Abfallbeseitigung 100   

– Betriebs- und Geschäftsausstattung 131   

– geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 2.376  2.619 

   2.621 

 
Die Anlagenabgänge betreffen im Wesentlichen mit TEUR 9 Anlagegüter der Betriebs- sowie 
Geschäftsausstattung. 
 
Die Forderungen an den Gewährträger (TEUR 12.717) betreffen im Wesentlichen das Cash-
Pool-Konto mit der Stadt Landau (TEUR 8.401); die restlichen Forderungen betreffen Forderun-
gen gegen die Stadt Landau aus Bauhofleistungen.  
 
Zum 31. Dezember 2016 verfügt die Anstalt über flüssige Mittel in Höhe von TEUR 915. Wir 
verweisen auch auf die Ausführungen zur Kapitalflussrechnung unter Abschnitt C. IV. dieses 
Berichtes.  
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Die empfangenen Ertragszuschüsse haben sich um TEUR 39 erhöht. Die Entwicklung in 2016 
stellt sich wie folgt dar:  
 
  TEUR 

Stand 31. Dezember 2015  16.425 

Zugänge 2016  1.057 

Auflösungen und Abgänge 2016  1.018 

Stand 31. Dezember 2016  16.464 

 
Der Sonderposten für Investitionszuschüsse betrifft Zuschüsse für die Gebäude Friedrich-
Ebertstraße 5 und das DiZaP. Die Veränderung betrifft die erfolgswirksame Auflösung. 
 
Die Veränderung der langfristigen Förderdarlehen und langfristigen Verbindlichkeiten ge-
genüber Kreditinstituten betreffen die Tilgungen. 
 
Die Rückstellungen setzen sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt zusammen: 
 
 31.12.2016  31.12.2015 

 TEUR  TEUR 

Rückstellung für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 4.016  3.369 

Rückstellung Nachsorge Deponie "Am Roten Weg" 372  387 

Rückstellung Nachsorge Deponie Arzheim 179  181 

Langfristige Rückstellungen 4.567  3.937 

Steuerrückstellungen 12  0 

Rückstellung für Klärschlammbeseitigung 6  90 

Jahresabschlussprüfung 31  33 

Rückstellung Urlaubs- und Überstundenansprüche 248  229 

Rückstellung für Altersteilzeit 102  174 

Sonstige Rückstellungen 33  246 

Kurzfristige Rückstellungen 432  772 
    
 4.999  4.709 

 
Der Anstieg der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (+TEUR 368) ist stich-
tagsbezogen. 
 
Die Verbindlichkeiten gegenüber dem Gewährträger beinhalten im Wesentlichen Pensions- 
und Beihilfeverpflichtungen für ehemals beim EWL beschäftigte Beamtinnen und Beamten, die 
zwischenzeitlich wieder zur Stadt Landau gewechselt sind. 
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IV. Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 
 
Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrechnung auf der 
Grundlage des Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfügbare Mittel) mit entsprechendem Vorjah-
resausweis erstellt: 
 
  2016 2015 Veränderung 

  TEUR TEUR TEUR 

 Jahresergebnis -138 269 -407 

+ Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 3.479 3.380 +99 

+/./. Sonstige zahlungsunwirksame Erträge und Aufwendungen -1.046 -1.017 -29 

 Cashflow 2.295 2.632 -337 

+/./. Zunahme/Abnahme der Vorräte, Forderungen aus  
Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva  
(soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstätigkeit) -896 -441 -455 

+/./. Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 290 570 -280 

+/./. Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus  
Lieferungen und Leistungen sowie anderer Passiva  
(soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstätigkeit) 294 658 -364 

+/./. Zinsaufwendungen/Zinserträge -16 55 -71 

= Mittelzufluss aus der laufenden Geschäftstätigkeit 1.967 3.474 -1.507 

+ Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen  
des Anlagevermögens 140 5 +135 

./. Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen -2.751 -3.395 +644 

+ Erhaltene Zinsen 18 24 -6 

=  Mittelabfluss aus der Investitionstätigkeit -2.593 -3.366 +773 

+ Einzahlungen aus Investitionszuschüssen 1.057 344 +713 

+ Einzahlungen aus verrechenbarer Abwasserabgabe 0 607 -607 

./. Gezahlte Zinsen -2 -79 +77 

+ Auszahlungen aus der Tilgung von Krediten -59 -71 +12 

+ Einzahlungen aus Tilgung Ausleihung 262 182 +80 

= Mittelzufluss aus der Finanzierungstätigkeit 1.258 983 +275 

 Liquiditätsveränderung insgesamt 632 1.091 -459 

 Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 8.683 7.592 +1.091 

= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 9.315 8.683 +632 
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Der Finanzmittelfonds setzt sich wie folgt zusammen:  
 
 31.12.2016  31.12.2015 

 TEUR  TEUR 

Cash-Pool-Konto mit der Stadt Landau 8.400  7.608 

Liquide Mittel 915  1.075 

 9.315  8.683 

 
Die Mittelzuflüsse aus der laufenden Geschäftstätigkeit von TEUR 1.967 und aus der Finanzie-
rungstätigkeit von TEUR 1.258 reichten aus, den Mittelabfluss aus der Investitionstätigkeit zu 
decken. Darüber hinaus nahm der Finanzmittelfonds um TEUR 632 zu. 
 
Die Anstalt konnte jederzeit im Berichtsjahr ihren Zahlungsverpflichtungen nachkommen. 
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D. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 
 
Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2016 (Anlagen 1 bis 3) und der Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2016 (Anlage 4) sowie 
die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und der sie 
ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung. Ferner prüften wir die Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung in entsprechender Anwendung des § 53 HGrG (vgl. hierzu Abschnitt F.). 
 
Den Lagebericht haben wir auch daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei 
unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt vermittelt. Dabei haben 
wir auch geprüft, ob die Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prü-
fung des Lageberichts hat sich auch darauf erstreckt, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Auf-
stellung des Lageberichts beachtet worden sind. 
 
Der Vorstand ist für die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist es, die vom Vorstand 
vorgelegten Unterlagen und die gemachten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prü-
fung zu beurteilen. 
 
Gemäß § 89 Abs. 3 GemO i. V. m. § 4 KomEPrüfV erstreckte sich unsere Prüfung auch auf die 
Feststellungen, ob 
 

1. die Buchführung, der Jahresabschluss und der Lagebericht den gesetzlichen Vorschrif-
ten entsprechen sowie die Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen be-
achtet sind, 

2. der Lagebericht mit dem Jahresabschluss im Einklang steht und seine sonstigen Anga-
ben nicht ein falsches Bild von der Lage der Anstalt erwecken, 

3. die wirtschaftlichen Verhältnisse geordnet sind und die Entwicklung der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage sowie die Liquidität und Rentabilität der geprüften Anstalt, verlust-
bringende Geschäfte sowie – soweit zutreffend – die Ursachen von Verlusten und eines 
Jahresverlustes dargestellt sind und 

4. die Geschäftsführung Anlass zu Beanstandungen gibt. 

 
Unsere Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbe-
stand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäfts-
führung zugesichert werden kann. 
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Unsere Prüfungsarbeiten haben wir im Juli 2017 in den Geschäftsräumen des EWL und in unse-
ren Büroräumen in Mainz durchgeführt. Anschließend erfolgte die Fertigstellung des Prüfungs-
berichtes in unserem Büro in Mainz.  
 
Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von der Dornbach GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Steuerberatungsgesellschaft, Niederlassung Koblenz, geprüfte und mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk vom 19. Juli 2016 versehene Vorjahresabschluss zum 
31. Dezember 2015. Er wurde mit Beschluss des Verwaltungsrates vom 22. September 2016 
unverändert festgestellt. 
 
Die Eröffnungsbilanzwerte haben wir daraufhin geprüft, ob sie ordnungsgemäß aus dem Vorjah-
resabschluss entnommen wurden. Wir haben zusätzliche Prüfungshandlungen durchgeführt, um 
eine hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, dass die nicht von uns geprüften Eröffnungs-
bilanzwerte keine wesentlichen Fehler enthalten. 
 
Als Prüfungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen, die Belege sowie das Akten- 
und Schriftgut der Anstalt. 
 
Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns vom Vorstand und 
den zur Auskunft benannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bereitwillig erbracht worden. 
 
Ergänzend hierzu hat uns der Vorstand in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung schrift-
lich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahresabschluss alle bilanzie-
rungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen berücksichtigt, 
sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht und uns 
alle bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. 
 
In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwicklun-
gen alle für die Beurteilung der Lage der Anstalt wesentlichen Gesichtspunkte sowie die nach 
§ 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem 
Schluss des Wirtschaftsjahres haben sich nach dieser Erklärung nicht ergeben und sind uns bei 
unserer Prüfung nicht bekannt geworden. 
 
Bei der Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 
ff.  HGB und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung problemorientiert – jedoch ohne spezielle Aus-
richtung auf eine Unterschlagungsprüfung – so angelegt, dass wir Unregelmäßigkeiten und Ver-
stöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt we-
sentlich auswirken, hätten erkennen müssen.  
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Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unserer vorläu-
figen Lageeinschätzung der Anstalt und eine Einschätzung der Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS) zugrunde (risikoorientierter Prüfungsansatz). 
Die Einschätzung basierte insbesondere auf Erkenntnissen über die rechtlichen und wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen. Branchenrisiken, Unternehmensstrategie und die daraus resultie-
renden Geschäftsrisiken sind aus Gesprächen mit dem Vorstand und Mitarbeitern der Anstalt 
bekannt.  
 
Insbesondere aus den im Rahmen der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben 
sich folgende Prüfungsschwerpunkte: 
 
– Übergang auf die erstmalige Anwendung der neuen Rechnungslegungsvorschriften nach 

BilRUG 

– Umsatzrealisierung 

 
Ausgehend von einer vorläufigen Beurteilung des IKS haben wir bei der Festlegung der weiteren 
Prüfungshandlungen die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet. 
Sowohl die analytischen Prüfungshandlungen als auch die Einzelfallprüfungen wurden daher 
nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungsgebiete und der Orga-
nisation des Rechnungswesens in ausgewählten Stichproben durchgeführt. Die Stichproben 
wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen Posten des Jah-
resabschlusses Rechnung tragen und es ermöglichen, die Einhaltung der gesetzlichen Rech-
nungslegungsvorschriften ausreichend zu prüfen.  
 
Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unse-
ren Arbeitspapieren festgehalten (IDW PS 460). 
 
Die nach § 4 KomEPrüfV i. V. m. Ziff. 15 VV KomEPrüfV erforderlichen Angaben machen wir 
wie folgt: 
 
– Angaben zur Prüfbereitschaft bei Aufnahme der Prüfung: 

Bei Aufnahme der Prüfung lag ein prüffähiger Jahresabschluss vor. 

– Namen der mit der Prüfung beauftragten Personen: 

 Prüfungsleiter: Herr Dipl.-Volkswirt Michael Laehn, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer 

Prüferinnen: Frau Dipl.-Volkswirtin Andrea Müller und Frau Dr. Yvonne Kreis 



Schüllermann und Partner AG 
 
 

– 23 – 

E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 
 
I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
 
1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 
 
Das Rechnungswesen der Anstalt wird durch den EWL selbst wahrgenommen. Zuständig ist die 
Abteilung 861 Service und Abfallwirtschaft. Neben der Finanz-, Anlagen- und Debitorenbuchhal-
tung ist eine Kostenarten- und Kostenstellenrechnung eingerichtet. Das Rechnungswesen der 
Anstalt erfolgt unter Verwendung der Programme der Firma Schleupen AG, Moers. 
 
Das vom Vorstand eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem (IKS) sieht 
dem Geschäftszweck und -umfang angemessene Regelungen zur Organisation und Kontrolle der 
Arbeitsabläufe vor.  
 
Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem 
ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der 
Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert; das Belegwesen ist klar und über-
sichtlich geordnet. Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der geprüften Vorjahresbilanz 
eröffnet und insgesamt während des gesamten Wirtschaftsjahres ordnungsgemäß geführt. 
 
Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommen wurden, führen zu 
einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht. 
 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen 
(einschließlich Belegwesen, internes Kontrollsystem, Kostenrechnung und Planungsrechnun-
gen) nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen.  
 
2. Jahresabschluss 
 
Der vorliegende Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 wurde nach den Vorschriften der 
Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung Rheinland-Pfalz in Verbindung mit den handelsrechtlich 
geltenden Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung aufgestellt.  
 
Der Jahresabschluss wurde erstmals nach den Vorschriften des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsge-
setzes (BilRUG) erstellt. Das Vorjahr wurde entsprechend den Vorgaben des BilRUG aufgestellt. 
Die entsprechenden Anhangangaben wurden gemacht. 
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Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung und den 
weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Gliederung von Bilanz und Gewinn- und Verlust-
rechnung erfolgt nach dem handelsrechtlichen Gliederungsschema.  
 
Die Bewertung entspricht den Vorschriften des Dritten Buches des HGB für große Kapitalgesell-
schaften, soweit sich aus der EigAnVO nichts anderes ergibt. 
 
Soweit in der Bilanz oder in der Gewinn- und Verlustrechnung Darstellungswahlrechte bestehen, 
erfolgen die entsprechenden Angaben weitgehend im Anhang. 
 
In dem vom Vorstand aufgestellten Anhang (Anlage 3) sind die auf die Bilanz und die Gewinn- 
und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ausreichend erläu-
tert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in den Anhang übernom-
menen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung sind vollständig und zutref-
fend dargestellt.  
 
Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschrif-
ten einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Die Prüfung ergab keine Be-
anstandungen. 
 
3. Lagebericht 
 
Die Prüfung des Lageberichtes für das Wirtschaftsjahr 2016 (Anlage 4) hat ergeben, dass der 
Lagebericht mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im 
Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften entspricht und dass er insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Anstalt vermittelt. 
 
Ferner hat die Prüfung ergeben, dass die wesentlichen Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend im Lagebericht dargestellt und die Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB und 
den ergänzenden Vorschriften des § 26 EigAnVO vollständig und zutreffend sind. 
 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass der Lagebericht alle vorgeschriebenen Angaben ent-
hält und damit den gesetzlichen Vorschriften entspricht. 
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II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 
 
1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 
 
Die Gesamtaussage des Jahresabschlusses ist nicht unwesentlich durch den Übergang auf die 
neuen Rechnungslegungsvorschriften nach BilRUG beeinflusst. 
Die Gliederungsschemata für die Gewinn- und Verlustrechnung müssen angepasst werden, da 
der Posten "Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit" gestrichen wurde. Hinzugekommen 
ist das "Ergebnis nach Steuern", das zwischen dem Posten "Steuern vom Einkommen und vom 
Ertrag" und dem Posten "Sonstige Steuern" auszuweisen ist. 
 
Bezüglich der erstmaligen Anwendung der Neudefinition der Umsatzerlöse hat die Anstalt von 
der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Gewinn-  und Verlustrechnung des Vorjahres entspre-
chend den Vorgaben des BilRUG aufzustellen, sodass eine direkte Vergleichbarkeit gewährleis-
tet ist. 
 
Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss insgesamt, d. h. in seiner Gesamtaus-
sage – wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang ergibt –, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Anstalt vermittelt (§ 264 Abs. 2 HGB). 
 
2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen 
 
Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden grundsätzlich unverändert zum Vorjahr 
angewendet, mit den Ausnahmen, die sich aus der erstmaligen Anwendung des BilRUG erge-
ben haben. 
 
Im Übrigen verweisen wir hierzu auf die Ausführungen im Anhang (Anlage 3). 
 
3. Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 
 
Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen Aus-
wirkungen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem Ergebnis unserer 
Prüfungshandlungen im Prüfungszeitraum nicht vor. 
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F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages 
 
Das Ergebnis der erweiterten Prüfung wird von uns nicht in den Bestätigungsvermerk aufge-
nommen, da sich hieraus keine wesentlichen Auswirkungen ergeben, die die Ordnungsmäßig-
keit der Buchführung, des Jahresabschlusses und des Lageberichtes in Frage stellen. 
 
I. Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG 
 
Gemäß § 89 Abs. 3 GemO erstreckt sich die Abschlussprüfung auch auf die Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung. 
 
Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen, 
dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW PS 720 "Be-
richterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" beachtet. 
 
Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der er-
forderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den Bestimmungen der Satzung, geführt worden sind. 
 
Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 12 dargestellt. 
Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach 
unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Be-
deutung sind. 
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II. Wirtschaftsplan 
 
Im Rahmen der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung haben wir auch einen 
Vergleich des Rechnungsergebnisses mit dem Wirtschaftsplan des Jahres 2016 vorgenommen: 
 
Erfolgsplan 

Erfolgsplan 
Gewinn- und 

Verlustrechnung Abweichung 

  TEUR  TEUR TEUR 

Umsatzerlöse und sonstige                                 
betriebliche Erträge 18.908 17.250 -1.658 

Materialaufwand 7.086 6.930 -156 

Personalaufwand 4.829 5.120 +291 

Abschreibungen 3.461 3.479 +18 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 3.392 1.603 -1.789 

Betriebsergebnis 140 118 -22 
Finanzergebnis 14 -61 -75 

Sonstige Steuern und Steuern vom Ein-
kommen und vom Ertrag 15 195 +180 

Jahresergebnis 139 -138 -277 

 
Investitionsplan 
 
Der Investitionsplan sieht Investitionen von TEUR 7.867 vor. Die Investitionen des Berichtsjah-
res von TEUR 2.621 liegen mit TEUR 5.246 unter dem Investitionsplan. 
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III. Feststellungen zur Einführung eines Risikofrüherkennungssystems 
 
Als Abschlussprüfer haben wir im Rahmen der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
führung nach § 53 HGrG auch darüber zu berichten, ob der Vorstand ein Risikofrüherkennungs-
system eingerichtet hat und ob dieses geeignet ist, seine Aufgaben zu erfüllen. 
 
Nach IDW PS 720 ist die Prüfung des Risikofrüherkennungssystems rechtsformunabhängig als 
Bestandteil einer nach § 53 HGrG durchzuführenden Geschäftsführungsprüfung anzusehen. 
 
Ein Risikofrüherkennungssystem i. S. d. § 91 Abs. 2 AktG hat sicherzustellen, dass diejenigen 
Risiken, die den Fortbestand der Einrichtung gefährden können, früh erkannt werden. Es muss 
deshalb geeignet sein, den Eintritt und die Erhöhung derartiger Risiken rechtzeitig anzuzeigen 
und den Entscheidungsträgern mitzuteilen. Es muss ferner sicherstellen, dass eine Gesamtbe-
trachtung solcher Risiken, die im Zusammenwirken bestandsgefährdend werden können, erfolgt. 
 
Die Anstalt hat ein geschlossenes Risikofrüherkennungssystem eingerichtet. Der Vorstand hat 
für den technischen und kaufmännischen Bereich ein umfassendes und systematisches Risiko-
früherkennungssystem installiert. Es enthält eine ausführliche Dokumentation der Risiken und 
der notwendigen Maßnahmen zur Risikovermeidung und Risikoabwehr. Zweimal jährlich erfolgt 
eine Aktualisierung von Risikoerhebungsbögen, die nach Prüfung durch den Risikokoordinator in 
Form einer Gesamt-Risikoübersicht dem Vorstand zur Verfügung gestellt werden. 
 
Die Risikorichtlinie wurde im Rahmen der zum 1. Juli 2016 geänderten Organisationsstruktur 
des EWL überarbeitet. Eine Risikoberichterstattung erfolgte in der Sitzung des Verwaltungsrates 
am 3. März 2016 und am 22. September 2016. 
 
Es wird im Rahmen der Wirtschaftsplanung ein fünfjähriger Finanzplan aufgestellt. Der gemäß 
§ 21 EigAnVO vorgeschriebene Zwischenbericht wird jährlich erstellt. Unterjährig erfolgen re-
gelmäßige Soll-Ist-Vergleiche der Fibu-Konten und eine laufende Kontrolle der Liquidität.  
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G. Abschließendes Prüfungsergebnis und Empfehlungen 
 

Entsprechend § 4 Abs. 3 der Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen 
kann zusammenfassend festgestellt werden: 
 

1. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 ist richtig aus den Büchern entwickelt. Er 
entspricht in seiner Gliederung und Bewertung den gesetzlichen sowie den satzungsrecht-
lichen Vorschriften. Die Buchführung ist ordnungsgemäß; sie entspricht ebenfalls dem Ge-
setz und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung. 

 
2. Der Lagebericht steht mit dem Jahresabschluss im Einklang; seine sonstigen Angaben 

erwecken kein falsches Bild von der Lage der Anstalt. Die zukünftige Entwicklung und die 
Risiken sind zutreffend dargestellt. 

 
3. Die wirtschaftlichen Verhältnisse sind geordnet. Die Vermögens- und Finanzlage kann als 

ausgewogen und gut bezeichnet werden: 
 
– die langfristigen Vermögensgegenstände sind vollständig durch langfristige Mittel finanziert. 

– die Eigenkapitalquote beträgt 70,3 %. 

– die Liquidität war im Jahr 2016 jederzeit gegeben. 

– der Jahresverlust beträgt TEUR 138. Das liquiditätswirksame Ergebnis nach § 29 Abs. 2 
i. V. m. § 11 Abs. 8 EigAnVO beträgt TEUR 3.160. 
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H. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes und Schlussbemerkungen 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresabschluss zum 
31. Dezember 2016 (Anlagen 1 bis 3) und dem Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2016 (Anla-
ge 4) des Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau AöR unter dem Datum vom 
1. September 2017 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wie-
dergegeben wird: 
 
"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Entsorgungs- und 
Wirtschaftsbetrieb Landau AöR für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwortung des 
Vorstands. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den La-
gebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Anstalt sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Vorstands  sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt. Der Lagebericht 
steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar." 
 
Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-
schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen 
(IDW PS 450). 
 
Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerkes außerhalb dieses Prü-
fungsberichtes bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichung oder Weitergabe 
des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichtes in einer von der bestätigten Fassung ab-
weichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestä-
tigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwie-
sen. 
 
Mainz, 1. September 2017 
 
 
 
 

Schüllermann und Partner AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 
 
 

Dipl.-Volksw. Thomas Fichtelberger Dipl.-Volksw. Michael Laehn 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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I.   Angaben zur Form und Darstellung von Bilanz bzw. Gewinn- und Verlustrechnung 

Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte aufgrund der Eigenbetriebs- und Anstalts-

verordnung (EigAnVO) für Rheinland Pfalz i. d. ab 06. Oktober 1999 gültigen Fassung 

(GVBl. 1999 S. 373 ff.).  

Soweit die Berichtspflichten wahlweise in der Bilanz/Gewinn- und Verlustrechnung oder im 

Anhang erfüllt werden können, wurden die Angaben in den Anhang aufgenommen. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem Gesamtkostenverfahren gegliedert.  

Aufgrund der Erstanwendung der Vorschriften des Bilanzrichtlinien-Umsetzungsgesetzes 

(BilRUG) wurden die Umsatzerlöse und sonstigen betriebliche Erträge nach BilRUG für das 

Wirtschaftsjahr angepasst. Dies gilt aus Vereinfachungsgründen auch für die Vorjahreszah-

len, die ebenfalls nach der Neudefinition der Umsatzerlöse umgegliedert wurden. Aufgrund 

dieser Veränderungen im Bereich der Erträge ergeben sich auch Anpassungen zwischen 

den Aufwendungen für Material und sonstigen betrieblichen Aufwendungen.   

II.   Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände des Anlagevermögens  

werden grundsätzlich zu Anschaffungskosten zuzüglich Anschaffungsnebenkosten abzüglich 

Anschaffungspreisminderungen aktiviert. Die planmäßigen Abschreibungen werden nach der 

linearen Methode über die voraussichtliche Nutzungsdauer vorgenommen.  

Die entgeltlich erworbenen  Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens  werden 

grundsätzlich zu Anschaffungskosten zuzüglich Anschaffungsnebenkosten abzüglich An-

schaffungspreisminderungen oder mit den Herstellungskosten aktiviert. 

Für abnutzbare Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens werden planmäßige 

Abschreibungen nach der linearen Methode über die voraussichtliche Nutzungsdauer vorge-

nommen. 

Die unter den Finanzanlagen ausgewiesene Ausleihung an den ZAS wird mit dem Nominal-

betrag ausgewiesen. 
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Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden zu Anschaffungskosten einschließlich Nebenkos-

ten abzüglich Preisnachlässen bewertet, die unter Beachtung des Niederstwertprinzips nicht 

über den Wiederbeschaffungskosten am Bilanzstichtag liegen.   

Die Bewertung der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen erfolgt zum Nennwert. 

Dem allgemeinen Kreditrisiko sowie dem internen Zinsverlust wird durch eine Pauschalwert-

berichtigung Rechnung getragen.  

Der Bestand an liquiden Mitteln wird mit Nominalwerten bewertet. 

Der Sonderposten für Investitionszuschüsse wird in Höhe der ursprünglichen Zuführungsbe-

träge abzüglich der jährlichen Auflösung bilanziert. Die Auflösung erfolgt über 33 Jahre.  

Die Empfangenen Ertragszuschüsse werden in Höhe der ursprünglichen Zuführungsbeträge 

abzüglich der jährlichen Auflösung bilanziert. Die Auflösung erfolgt über 33 Jahre. 

Die Rückstellungen werden mit den nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwen-

digen Erfüllungsbeträgen angesetzt. Soweit gegeben, werrden Rückstellungen mit einer 

Restlaufzeit von mehr als einem Jahr mit dem Barwert angesetzt. 

Den Pensionsrückstellungen liegt ein versicherungsmathematisches Gutachten zum 

31.12.2016 der Pfälzischen Pensionsanstalt Bad Dürkheim unter Anwendung der Richttafel 

„2005G“ von Prof. Heubeck zugrunde. 

Die Bewertung der Verbindlichkeiten erfolgt zum Erfüllungsbetrag  

III. Erläuterungen zur Bilanz 

III.1. Anlagevermögen 

Die Gliederung und Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus dem Anlagenspiegel 

entsprechend dem gemäß § 25 Abs. 3 EigAnVO beigefügten Formblatt 2 und 3 als konsoli-

dierter Anlagennachweis - vergleiche Anlagen zum Anhang. 

III.2. Forderungen 

Am Bilanzstichtag ergibt sich folgender Forderungsspiegel: 
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Art der Forderungen Gesamt  davon  mit einer Restlaufzeit
bis 1 Jahr über 1 Jahr

EUR EUR EUR
Forderungen aus 
Lieferungen und 
Leistungen 7.042.520,04 6.848.580,87 193.939,17

Forderungen an die
Gewährträger 12.716.745,65 12.716.745,65 0,00

Sonstige Vermögens-
gegenstände 76.473,42 76.473,42 0,00

19.835.739,11 19.641.799,94 193.939,17

Die Forderungen an den Gewährträger betreffen mit TEUR 8.401 das bei der Stadtkasse 
geführte Verrechnungskonto. 

Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten

Es handelt sich um Barkassenbestände und ein Kontokorrent-/Termingeldkonto bei der VR-
Bank Südpfalz.  

III.3. Eigenkapital 

Stand Zuführungen (Z) Entnahmen (E) Stand
01.01.2016 Umbuchung (en) (U) Umbuchung (en) (U) 31.12.2016

EUR EUR EUR EUR
Stammkapital 15.564.000,00 10.000,00 € 15.554.000,00

Zweckgebundene
Rücklagen 15.162.125,83 15.162.125,83

Allgemeine 
Rücklagen 36.712.128,52 342.441,79 (U) 37.054.570,31

Gewinn-/Verlustvortrag -258.864,54 -73.438,09 -332.302,63

Jahresgewinn-/Verlust 269.003,70 -137.966,62 (Z) 269.003,70 (U) -137.966,62
-137.966,62 (Z)

67.448.393,51 269.003,70 (U) 269.003,70 (U) 67.300.426,89



 ^ Anlage 3 

  5 

III.4. Sonderposten aus Investitionszuschüssen  

                EUR 

Stand 01.01.2016         495.229,18 
Zugang                      0,00 
Auflösung            28.488,18 
Stand 31.12.2016         466.741,00 

III.5. Empfangene Ertragszuschüsse  

Restbuchwerte Zugänge Abgang Entnahme Restbuchwerte
01.01.2016 2016 2016 2016 31.12.2016

EUR EUR EUR EUR EUR

Kanalbeiträge
Haushalte SW 1.479.935,13 4.059,11 0,00 98.455,79 1.385.538,45
Haushalte OW 1.671.508,26 5.129,04 0,00 113.297,47 1.563.339,83
Gewerbe  SW 1.989.714,17 20,29 0,00 112.408,81 1.877.325,65
Gewerbe OW 2.278.015,86 30,98 0,00 129.106,28 2.148.940,56

Hausanschlüsse
Haushalte 260.218,45 240.129,97 0,00 22.608,32 477.740,10
Gewerbe 200.432,14 5.532,31 0,00 12.065,89 193.898,56

Str. Baulastträger 6.580.056,22 748.330,32 -18.484,85 412.576,42 6.897.325,27

Beiträge von 
Gemeinden zur 
Kläranlage 1.916.259,51 54.067,42 0,00 84.971,50 1.885.355,43
Verbindungssammler 48.763,64 0,00 0,00 14.097,88 34.665,76

16.424.903,38 1.057.299,44 -18.484,85 999.588,36 16.464.129,61
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III.6. Rückstellungen  

Stand Inanspruch- Abgang Zuführung Veränderung Stand
01.01.2016 nahme Auflösung Verzinsung 31.12.2016

EUR EUR EUR EUR EUR EUR
Pensionen und ähnliche
Verpflichtungen 3.368.630,00 0,00 0,00 646.978,00 0,00 4.015.608,00

Steuerrückstellungen 0,00 0,00 0,00 11.653,00 0,00 11.653,00

ungewisse Verbindlichk. 215.570,00 183.754,16 31.815,84 0,00 0,00 0,00

Klärschlammbeseitigung 90.000,00 90.000,00 0,00 5.900,00 0,00 5.900,00

Jahresabschlussprüfung 32.500,00 32.347,99 152,01 31.000,00 0,00 31.000,00

Interne Abschlusskosten 8.400,00 8.400,00 0,00 9.600,00 0,00 9.600,00

Überstunden-
/Urlaubsansprüche 228.515,28 228.515,28 0,00 248.058,86 0,00 248.058,86

Nachsorge Deponie 
"Am Roten Weg" 386.534,00 66.850,19 2.585,81 0,00 54.815,00 371.913,00

Nachsorge Deponie
Arzheim 180.860,00 16.052,15 2.987,85 0,00 17.031,00 178.851,00

Altersteilzeit 173.574,92 75.097,21 0,00 0,00 3.022,29 101.500,00

Prozesskosten 24.203,67 24.203,67 0,00 24.543,00 0,00 24.543,00

4.708.787,87 725.220,65 37.541,51 977.732,86 74.868,29 4.998.626,86

Die Ermittlung der Pensionsrückstellungen und der Verpflichtungen aus Beihilfen erfolgte 

nach versicherungsmathematischen Grundsätzen auf Basis des Barwertverfahrens unter 

Zugrundelegung eines Rechnungszinsfußes von 4,01 % (Pensionen) und 3,24% (Beihilfen), 

erwarteter Gehalts- und Rententrend von 1,50 % und unter Anwendung der Richttafeln 

„2005G“ von Prof. Dr. K. Heubeck.  

Der Unterschiedsbetrags nach § 253 Abs. 6 S. 1 HGB beträgt EUR 409.757. 

Die übrigen Rückstellungen entsprechen den voraussichtlich zu erwartenden Erfüllungsbe-

trägen. Sämtliche Inanspruchnahmen waren zweckentsprechend. Die Rückstellungsauflö-

sungen wurden zugunsten der GuV-Posten "Sonstige betriebliche Erträge" bzw. "Personal-

aufwand" gebucht.  

Der Verpflichtungen aus der Altersteilzeit wurden mit dem Barwert bewertet.  
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III.7. Verbindlichkeiten zum 31. Dezember 2016 

Die Verbindlichkeiten sind im nachfolgenden Verbindlichkeitenspiegel dargestellt: 

Gesamt
EUR bis 1 Jahr über 1 Jahr  über 5 Jahre

EUR EUR EUR
Förderdarlehen 183.428,68 31.492,80 151.935,88 33.327,19

Verbindlichkeiten 
gegenüber
Kreditinstituten 181.405,00 26.876,00 154.529,00 47.025,00

Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen 
und Leistungen 1.288.873,18 1.288.873,18 0,00 0,00

Verbindlichkeiten 
gegenüber der
Gewährträger 430.530,03 240.685,03 189.845,00 0,00

Sonstige 
Verbindlichkeiten 4.391.094,65 4.391.094,65 0,00 0,00

6.475.331,54 5.979.021,66 496.309,88 80.352,19

        davon mit einer Restlaufzeit 
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IV. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung 

IV.1. Gebühren und Mengenstatistik (Abwasserbeseitigung)  
 (Anpassung der Gebühren für Schmutz- und Oberflächenwasser ab 01.02.2016) 

Schmutzwasser 2016  2015 

Gebühr je m³ 1,30 EUR   1,23 EUR 

Gruppenumsätze 

2016   2015 

  m³  rd. EUR  m³   rd. EUR 

Gewerbe, 
Industrie- und öffent- 
licher Bereich 550.000 715.000 540.000 664.200 
Haushalte 1.838.666 2.390.266 1.874.646 2.305.815 
   
Weinbauabwässer 
(betrieblich) 18.000 23.400 20.000 24.600 

  2.406.666 3.128.666 2.434.646        2.994.615 
    

Anmerkung:
Die Aufteilung der Umsatzerlöse im Rahmen der Ermittlung der Gruppenumsätze beruht auf Schätzungen. 
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Oberflächenwasser 2016 2015 

Gebühr je m² 0,46 EUR 0,40 EUR 

Gruppenumsätze 

2016   2015 
  m²  rd. EUR  m²   rd. EUR 

Gewerbe, 
Industrie- und öffent- 
licher Bereich 1.750.000            805.000                     1.700.000  680.000 

Haushalte 2.383.909 1.096.598 2.730.670 1.114.448 

 4.133.909 1.901.598 4.430.670 1.772.268 
    

Anmerkung:
Die Aufteilung der Umsatzerlöse im Rahmen der Ermittlung der Gruppenumsätze beruht auf Schätzungen. 
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Zusatzgebühr Weinbau 2016 2015

Gebühr je angefangene  
500 m² Ertragsfläche bzw. 
je angefangene 750 l zuge- 
kauften Most und Wein 1,28 EUR 1,28 EUR 

Gruppenumsätze 

2016 *)    2015 
  m²/l  rd. EUR  m²/l   rd. EUR 

  8.374.000 m² 21.437 9.624.000 m² 24.637 

  155.000 l 264 188.000 l 321 

   21.701  24.959 

*Anmerkung: 

Zusatzgebühr Weinbau laut G+V                21.701 € 

abzüglich Absetzung Schmutzwassergebühren                 9.656  € 
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IV.2. Gebühren- und Mengenstatistik (Abfallentsorgung) 

  Gebührenstatistik  

Abfallentsorgungsgebühren für Grundstücke

Benutzungsgebühren für Restabfallgefäße incl. Biogefäße:  

 Volumen Entleerungsturnus Preis in 
€/Monat

 80 Liter vierwöchentlich 11,90

 120 Liter vierwöchentlich 17,40

 80 Liter zweiwöchentlich 22,90

 120 Liter zweiwöchentlich 33,80

 240 Liter zweiwöchentlich 66,70

 1.100 Liter (bei wöchentlichem Wechsel) zweiwöchentlich 311,10

 1.100 Liter (bei wöchentlicher Entleerung 
Restabfall und 14-täglicher Bioentleerung)    wöchentlich 612,20

Benutzungsgebühren für Restabfallgefäße bei Nichtinanspruchnahme des Biogefäßes (auf-
grund nachgewiesener Eigenkompostierung): 

 Volumen Entleerungsturnus Preis in 
€/Monat

 80 Liter vierwöchentlich 9,50

 120 Liter vierwöchentlich 13,90

 80 Liter zweiwöchentlich 18,30

 120 Liter zweiwöchentlich 27,00

 240 Liter zweiwöchentlich 53,30

 1.100 Liter (bei wöchentlichem Wechsel) zweiwöchentlich 248,90

 1.100 Liter (bei wöchentlicher Entleerung 
Restabfall und 14-tägiger Bioentleerung)    wöchentlich 489,80
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Gebühren für zusätzliche Bioabfallgefäße bei Mehrbedarf:

 Volumen  Preis in €/Monat

 120 Liter 6,90

 240 Liter  13,90

 1.100 Liter  64,00

Für jede zusätzliche Leerung zugelassener Restabfallbehältnisse nach Vereinbarung außer-
halb der regelmäßigen Abfuhrtermine pro Leerung: 

 Volumen  Preis in €/Leerung

 80 Liter  14,00 

 120 Liter  17,00 

 240 Liter  30,00 

 1.100 Liter  143,0 

Gebühren

Umsätze

Bezeichnung Umsatz 2016 
(EUR) 

Umsatz 2015 
(EUR) 

Abfallgebühren 4.407.710 3.966.031 
Verwertung Papier 453.514  382.238 
Anlieferung Entsor-
gungszentrum 

197.857  164.664 

Containerabfuhr 55.605   57.392 
Verkauf von Müllsäcken 46.691   43.089 
Grünschnittentsorgung 46.986   41.559 
Verwertung E-
Schrott/Metallschrott 

26.411   62.698 

Übrige Erlöse 132.844       144.409 
 5.367.618 4.862.080
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Mengenstatistik

 a) Im Berichtsjahr wurden folgende Abfallmengen umgeschlagen und zur Beseitigung 
zum MHKW Pirmasens transportiert: 

  Abfälle zur Beseitigung 2016 2015 
                                                                                    t                                      t  

  Haushaltsabfall 4.844 4.849 

  Gewerbeabfall 702 651 

  Sperrmüll 1.826 1.804 

  Bauabfall 4 1 

   7.376 7.305 

 b) Es wurden die folgenden Abfallmengen zur Verwertung angenommen bzw. umge-
schlagen:

  Abfälle zur Verwertung             2016      2015 
                              t                   t 

  Bioabfall 4.540 4.277 

  Grünschnitt 5.411 5.485 

  Holz 2.158 2.216 

  Bauschutt (externe Beauftragung) 25.760 37.864 

       37.869                           49.842 
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Betriebliche Kennzahlen

 a) Anzahl der Abfallbehälter als Grundlage für die Gebührenabrechnung (31.12.16)  

 b) Anzahl der Entleerungsvorgänge im Berichtsjahr nach Größe der Abfallbehälter  

Gefässgröße Stück
80-Liter EA 1.022
80-Liter EA 686
120-Liter EA 355
120-Liter EA 257
240-Liter EA 130
1.100-Liter 6
1.100-Liter 4
120-Liter Bio 7.865
240-Liter Bio 1.343
1100-Liter Bio 51
80-Liter Bio 2.794
80-Liter Bio 2.788
120-Liter Bio 1.346
120-Liter Bio 1.580
240-Liter Bio 1.624
1100-Liter Bio 75
1100-Liter Bio 49
120-Liter 82
240-Liter 35
1100-Liter 1
Gesamt 22.093

Behälter
Volumen
(Ltr) Abfallart Anzahl 4 wöchentlich 2 wöchentlich 1 wöchentlich

80 Restabfall 126.812 44.334 82.478
120 Restabfall 62.585 19.728 42.857
240 Restabfall 41.881

1.100 Restabfall 4.445 2.043 2.402
120 Bioabfall 207.306
240 Bioabfall 36.325
660 Bioabfall 70

1.100 Bioabfall 1.399
120 Altpapier 125.997
240 Altpapier 71.731
360 Altpapier 143

1.100 Altpapier 5.177
683.871
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IV.3.Gebühren- und Mengenstatistik (Straßenreinigung) 

Gebührenstatistik  

Tarif Gebühr pro Gesamtbetrag Gebühr pro Gesamtbetrag
Meter/Monat rd. EUR Meter/Monat rd. EUR

2016 2016 2015 2015

I 0,22 EUR 299.519,00 0,22 EUR 283.344,00

II 0,44 EUR 3.210,00 0,44 EUR 3.680,00

III 2,00 EUR 177.456,00 2,00 EUR 175.008,00

IV 0,92 EUR 10.863,00 0,92 EUR 6.569,00
491.048,00 468.601,00

(ohne städtischen Straßenanteil) 

Mengenstatistik  

Tarif lfd. Frontmeter lfd. Frontmeter
2016 2015

I 114.168 112.094

II 608 697

III 7.394 7.292

IV 984 807
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IV.4.Umsätze (Bauhof) 

Bezeichnung Umsatz 2016 
(EUR) 

Umsatz 2015 
(EUR) 

Verwaltung 2.900 11.277 

Grünpflege 703.989 732.024 

Straßenunterhalt 700.695 624.052 

Stadtreinigung 1.303.061 1.274.263 

Werkstatt/Lager/PSA 343.322 380.765 

Stadtteilservice 533.395 455.858 

Winterdienst 57.281 73.899 

Vermietungen 71.403 58.219 

 3.716.046 3.610.357 

IV.5.Umsätze (Service) –nach Konsolidierung

Bezeichnung Umsatz 2016 
(EUR) 

Umsatz 2015 
(EUR) 

Vermietung 234.179 257.170 

 234.179 257.170 
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IV. 6. Personalaufwand und Entwicklung der Belegschaft 

a) Statistik des Personalaufwands 

Bezeichnung 2016 2015 Veränderungen
EUR EUR EUR %

Löhne und Gehälter 3.553.952,13 3.852.538,59 -298.586,46 -7,75

Soziale Abgaben 659.018,51 681.209,72 -22.191,21 -3,26

Aufwendungen für 
Altersversorgung und für
Unterstützung 906.781,46 399.241,73 507.539,73 127,13

5.119.752,10 4.932.990,04 186.762,06 3,79

Die Veränderungen der Löhne und Gehälter und sozialen Abgaben beruhen im Wesentli-

chen auf der Zuführung von Pensionsrückstellungen für Beamte sowie auf tariflichen Erhö-

hungen.

b) Zahlenmäßige Entwicklung der Stellen 

Bezeichnung Stand Zugang Abgang Stand
31.12.2015 2016 2016 31.12.2016

Vorstand 1,00 1,00 0,00 2,00

übrige Beschäftigte 87,09 0,80 0,00 87,89
Gesamt 88,09 1,80 0,00 89,89

Der Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau AöR ist Mitglied der Zusatzversorgungs-

kasse der Bayerischen Gemeinden, München. Es besteht ein privatrechtliches Versiche-

rungsverhältnis zwischen Arbeitgeber und der Kasse mit der Aufgabe, den Arbeitnehmern 

der Kassenmitglieder eine zusätzliche Alters-, Berufs-, Erwerbsunfähigkeits- und Hinter-

bliebenenversorgung zu gewährleisten. Der Umlagesatz betrug im Berichtsjahr 3,75 %, 

zusätzlich wurde ein Sanierungszuschlag von 4,00 % erhoben. 

V. Sonstige Angaben 
Der Gesamtbetrag der sonstigen finanziellen Verpflichtungen (im Wesentlichen  

finanzielle Verpflichtungen aus Investitionsaufträgen) beläuft sich auf EUR 3.710.000.  

Weitere finanzielle Verpflichtungen aus Leasingverträgen und anderen Finanzinstrumenten  

bestehen nicht.  
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VI. Honorar Abschlussprüfer Vorjahr 

2016
EUR

1. Abschlussprüfungsleistungen 24.544,00

2. Andere Bestätigungsleistungen 26.360,00

3. Steuerberatungsleistungen 1.856,00

4. Sonstige Leistungen 0,00
52.760,00

VII. Entgeltsbedarf und Entgeltsaufkommen 

Gemäß der VV zu § 4 der Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen ist 

vom Abschlussprüfer darüber zu berichten, ob und inwieweit die im Kommunalabgabenge-

setz festgelegten Kalkulationsgrundsätze eingehalten sind.  

Die zumutbare Belastung gemäß § 3 Abs. 1 KAVO beträgt EUR XX,XX je Einwohner. 

Der Entgeltsbedarf – ohne Eigenkapitalverzinsung – beträgt EUR XX,XX je Einwohner und 

liegt somit EUR XX,XX über der zumutbaren Entgeltsbelastung nach § 3 Abs. KAVO. Ge-

mäß § 3 Abs. 1 KAVO kann die Anstalt bei Überschreiten dieser zumutbaren Entgeltsbelas-

tung auf eine Eigenkapitalverzinsung und die die Tilgungen übersteigenden Abschreibungen 

verzichten. Der Verzicht auf die Erhebung einer Eigenkapitalverzinsung ist daher auch kalku-

lationsrechtlich möglich.  

VIII.  Angaben zu Organen 

Mit der Errichtung der Anstalt zum 01.01.2009 wurde vom Stadtrat ein Verwaltungsrat ge-
wählt.

Vorstand der Anstalt ist seit dem 01. Januar 2009 Herr Bernhard Eck. Im Wirtschaftsjahr 
2014  wurde Herr Eck für weitere fünf Jahre bestellt. Seit 01.09.2016 wurde  Herr Falk Pfers-
dorf als zweiten Vorstand für die Dauer von fünf Jahren bestellt. Um den Vorgaben der Sat-
zung zu entsprechen wurde mit Beschluss des Stadtrates vom 27.09.2016 Herr Bernhard 
Eck zum Vorsitzenden des Vorstandes bestellt.  

Die zu machenden Angaben über die Gesamtbezüge des Vorstandes unterbleiben im Hin-

blick auf § 286 (4) HGB.  



 ^ Anlage 3 

  19 

Dem Verwaltungsrat gehörten im Berichtsjahr folgende Mitglieder an: 

Vorsitzender
Ingenthron Dr., Maximilian, Bürgermeister der Stadt Landau  
   
Mitglieder 
Kästel, Gerhardt, Wirtschaftsinformatiker   
Scheid, Michael, technischer Beamter   
Baum-Baur, Sonja, Unternehmerin   
Doll, Jürgen, Vollstreckungsbeamter   
Höhlinger, Susanne Kauffrau   
Migl, Dr. Gertraud, Ärztin     
Kost, Rolf, Gas- u. Wasserinstallateur 
Schreiner, Michael, Fahrlehrer  
Epple, Rolf, selbständiger Unternehmer 
Knapp, Sigfried, Vermessungsingenieur 
Schowalter, Armin, Geschäftsführer (bis 14.01.2016) 
Maier , Florian, Lehrer (ab 27.01.2016) 
Braun, Doris, Sozialtherapeutin (bis 31.08.2016) 
Vögeli, Dirk, Winzermeister (bis 26.09.2016) 
Leiner Prof., Peter, Hochschullehrer/Orchestermusiker (ab 27.09.2016) 
Heß, Andrea, Floristin (ab 27.09.2016)  

IX. Nachtragsbericht 

Nach dem Ablauf des Geschäftsjahres traten keine weiteren für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht relevanten Ereignisse auf.  

X. Ergebnisverwendungsvorschlag  

Der Vorstand des Entsorgungs-und Wirtschaftsbetriebes schlägt vor, die im Jahresabschluss 

ausgewiesenen Ergebnisse wie folgt zu verwenden:   

Der Jahresgewinn des Betriebszweiges Abwasserbeseitigung wird der allgemeinen Rückla-

ge zugeführt. Der Jahresverlust der Betriebszweige Abfallentsorgung und  Straßenreinigung 

wird mit der allgemeinen Rücklage verrechnet. 

Der Jahresverlust der Betriebszweige Bauhof und Service wird dem Verlustvortragskonto 

zugewiesen.

Landau, 16. August 2017 

Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau 
Anstalt des öffentlichen Rechts (EWL) 

Bernhard Eck 
Vorstandsvorsitzender 



Anlage IIIa

Anlagennachweis
Entsorgungs-und Wirtschaftsbetrieb Landau AöR  konsolidiert für das Wirtschaftsjahr 2016 (01.01. - 31.12.)

Kennzahlen

Anfangsstand Übertragung *) Endstand Anfangsstand Übertragung *) Endstand durchschnittl. durchschnittl.
01.01.2016 01.01.2016 Zugang Abgang Umbuchung Umgliederung Korrektur 31.12.2016 01.01.2016 01.01.2016 Zugang Abgang Umgliederung Korrektur 31.12.2016 31.12.2016 31.12.2015 AfA-Satz RBW

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR % %

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene 
Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie 
Lizenzen an solchen Rechten 
und Werten 944.127,26 0,00 1.785,00 176.024,63 0,00 0,00 0,00 769.887,63 757.033,68 0,00 42.157,03 176.024,63 0,00 0,00 623.166,08 146.721,55 187.093,58 5,5 19,1

Summe Immaterielle 944.127,26 0,00 1.785,00 176.024,63 0,00 0,00 0,00 769.887,63 757.033,68 0,00 42.157,03 176.024,63 0,00 0,00 623.166,08 146.721,55 187.093,58 5,5 19,1

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücks- 
gleiche Rechte mit Geschäfts-, 
Betriebs- und anderen Bauten 11.647.550,22 2.390.945,21 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 14.038.495,43 5.918.498,63 156.512,23 322.062,44 0,00 0,00 0,00 6.397.073,30 7.641.422,13 7.963.484,57 2,3 54,4

2. Grundstücke und grundstücks- 
gleiche Rechte mit Wohn- 
bauten 363.576,59 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 363.576,59 299.952,54 0,00 9.089,15 0,00 0,00 0,00 309.041,69 54.534,90 63.624,05 2,5 15,0

3. Abwasserbehandlungsanlagen 21.616.727,28 0,00 0,00 0,00 865.590,14 0,00 0,00 22.482.317,42 14.780.233,25 0,00 596.901,15 0,00 0,00 0,00 15.377.134,40 7.105.183,02 6.836.494,03 2,7 31,6

4. Abwassersammelanlagen ############ 0,00 0,00 0,00 3.394.265,30 0,00 0,00 124.365.523,21 65.147.568,34 0,00 ########## 0,00 0,00 0,00 67.276.106,54 57.089.416,67 55.823.689,57 1,7 45,9

5. Betriebseinrichtungen der 
Abfallverarbeitungsanlagen 1.141.405,44 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.141.405,44 1.141.405,44 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.141.405,44 0,00 0,00 0,0 0,0

6. Einbringungsanlagen der 
Abfallbeseitigung 1.924.727,56 0,00 99.888,38 54.422,34 0,00 0,00 0,00 1.970.193,60 1.376.948,78 0,00 121.497,84 55.094,52 0,00 0,00 1.443.352,10 526.841,50 547.778,78 6,2 26,7

7. Maschinen und maschinelle 
Anlagen, die nicht zu den 
Nummer 3 bis 6 gehören 478.639,34 0,00 11.827,28 2.376,55 0,00 0,00 0,00 488.090,07 290.150,53 0,00 31.644,59 1.663,59 0,00 0,00 320.131,53 167.958,54 188.488,81 6,5 34,4

8. Betriebs- und Geschäfts- 
ausstattung 3.082.398,39 0,00 131.642,53 27.209,45 0,00 0,00 0,00 3.186.831,47 2.082.565,75 0,00 227.740,32 21.458,15 0,00 0,00 2.288.847,92 897.983,55 999.832,64 7,1 28,2

9. Geleistete Anzahlungen und 
Anlagen im Bau 2.958.271,52 0,00 2.376.277,66 3.748,50 -4.259.855,44 0,00 0,00 1.070.945,24 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.070.945,24 2.958.271,52 0,0 100,0

Summe Sachanlagen ############ 2.390.945,21 2.619.635,85 87.756,84 0,00 0,00 0,00 169.107.378,47 91.037.323,26 156.512,23 ########## 78.216,26 0,00 0,00 94.553.092,92   74.554.285,55 75.381.663,97 2,0 44,1

III.Finanzanlagen

Ausleihungen an verbundene 
Unternehmen und sonstige 
Ausleihungen 417.791,70 0,00 0,00 261.994,63 0,00 0,00 0,00 155.797,07 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 155.797,07 417.791,70 0,0 100,0

############ 2.390.945,21 2.621.420,85 525.776,10 0,00 0,00 0,00 170.033.063,17 91.794.356,94 156.512,23 ########## 254.240,89 0,00 0,00 95.176.259,00   74.856.804,17 75.986.549,25 2,0 44,0

*) Übertragung des Betriebszweigs Landesgartenschau an den Betriebszweig Service zum 01.01.2016

Anschaffungs- und Herstellungskosten Abschreibungen Restbuchwerte
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Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau AöR 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 
 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Entsorgungs- und 
Wirtschaftsbetrieb Landau AöR für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwortung des 
Vorstands. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den La-
gebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Anstalt sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für 
die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Vorstands  sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt. Der Lagebericht 
steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Mainz, 1. September 2017 
 
 
 

Schüllermann und Partner AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 
 
 

Dipl.-Volksw. Thomas Fichtelberger Dipl.-Volksw. Michael Laehn 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Aufwendungen Betrag
nach Bereichen insgesamt Abfallentsorgung Abwasserbeseitigung Bauhof Service Straßenreinigung
nach Aufwandsarten EUR EUR EUR EUR EUR EUR

1 2 3 4 5 6 7

  1. Materialaufwand 6.930.133,88 4.160.164,80 1.355.439,76 701.049,69 271.262,78 442.216,85
  2. Löhne und Gehälter und soziale Abgaben 4.217.535,76 264.501,97 1.084.224,54 2.158.267,53 681.707,84 28.833,88
  3.  Aufwendungen für  Altersversorgung und 
Unterstützung 902.216,34 250.290,73 410.308,46 119.008,46 59.215,10 63.393,59
  4. Abschreibungen 3.479.238,95 144.287,67 2.816.222,62 282.002,48 228.652,48 8.073,70
  5. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 231.529,99 71.846,00 3.262,46 127.656,93 28.764,60 0,00
  6. Steuern 181.387,90 2.532,02 1.595,33 3.272,00 173.988,55 0,00
  7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 3.615.398,16 732.243,10 1.472.967,45 349.368,33 870.594,75 190.224,53
  8. Aufwendungen 1-8 19.557.440,98 5.625.866,29 7.144.020,62 3.740.625,42 2.314.186,10 732.742,55
  9. Betriebserträge nach der GuV-Rechnung 19.262.283,49 5.454.559,93 7.177.271,95 3.728.281,66 2.296.984,77 605.185,18
10. Betriebsergebnis -295.157,49 -171.306,36 33.251,33 -12.343,76 -17.201,33 -127.557,37
11. Finanzerträge 170.432,93 131.277,38 17.995,88 0,00 0,13 21.159,54
12. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 13.242,06 13.242,06 0,00 0,00 0,00 0,00
13. Unternehmensergebnis -137.966,62 -53.271,04 51.247,21 -12.343,76 -17.201,20 -106.397,83

Betriebszweige

Erfolgsübersicht vor Konsolidierung der Gewinn-und Verlustrechnung
 für das Wirtschaftsjahr 2016 (01.01.-31.12.2016)
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Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau AöR 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 
 

Rechtliche Verhältnisse 
 

I. Allgemeines 
 

Firma Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau,  
Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 

Sitz Landau in der Pfalz 

Stammkapital Das Stammkapital ist auf EUR 15.554.000,00 festgesetzt  
(§ 1 der Satzung) 

Geschäftsjahr Kalenderjahr 

Organe der 
Gesellschaft 

Die Organe der AöR sind der Vorstand und der Verwaltungsrat  (§ 4). 
 
Die Mitglieder der Organe werden namentlich im Anhang der AöR unter 
den ergänzenden Angaben aufgeführt. 

Im Berichtsjahr fanden sechs Sitzungen des Verwaltungsrates statt, in 
denen er sich mit folgenden wesentlichen Angelegenheiten der Anstalt 
befasst hat: 

– zukünftige Verwendung Bürogebäude Georg-Friedrich-Dentzel-
Straße 1 

– Neuregelung Abfuhr für Papier/Pappe/Kartons (PPK)-Fremdvergabe 
– Kalkulation Vollservice Sammlung Müllgefäße 
– ZAS – Geschäftsbericht, Besetzung Geschäftsführung u. a. 
– Vorstellung Untersuchung Fa. INFA zur Abfallsammlung 
– Erhebung Gebühren für PPK-Säcke 
– Abfallwirtschaftskonzept 2020 
– Umorganisation – Verschmelzung Abteilung 861/862 
– Besetzung Stelle 2. Vorstand 
– Neuregelung Umsatzbesteuerung öffentliche Hand 
– Wahl des Vorsitzenden Vorstandes 
– Risikoerhebung per 28. Februar/31. August 2016 
– Zwischenbericht zum 30. Juni 2016 
– Feststellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2015 
– Wirtschaftsplan 2017 
– Änderung der Geschäftsordnung des Verwaltungsrates 
– Änderung folgender Satzungen: 

– Anstaltssatzung 
– Änderung Abfallgebührensatzung 
– Änderung Abgabensatzung Abwasserbeseitigung 
– Änderung Straßenreinigungsgebührensatzung 
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Satzungen Satzung für Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau, Anstalt 

des öffentlichen Rechts (EWL) vom 10. Dezember 2008 zuletzt 
geändert am 2. März 2016; in Kraft seit 22. April 2016 

Betriebszweig Abwasser Satzung des Entsorgungs- und Wirtschaftsbetriebs Landau, AöR, 
über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die 
öffentliche Abwasseranlage (Abwassersatzung) vom 8. Mai 2009, 
zuletzt geändert am 27. September 2013; in Kraft seit 1. Okto-
ber 2013 

Betriebszweig Abfall Satzung des Entsorgungs- und Wirtschaftsbetriebs Landau (EWL) 
über die Abfallwirtschaft (Abfallwirtschaftssatzung) vom 
4. Februar 2009; zuletzt geändert am 21. März 2017; in Kraft seit 
1. April 2017 

Betriebszweig  
Straßenreinigung 

Satzung der Stadt Landau in der Pfalz über die Reinigung der öf-
fentlichen Straßen (Straßenreinigungssatzung) in der Fassung 
vom 9. September 2009; zuletzt geändert am 2. März  2016; in 
Kraft seit 1. April 2016 

 
II. Wichtige Verträge 
 
Schleupen AG, Moers, Vertrag über die Softwarewartung (Finanz- und Anlagenbuchhaltung) 
vom 9. Januar 2004 
 
Schleupen AG, Moers, Vertrag über die Softwarewartung (Verbrauchsabrechnung/Archivsoft-
ware) (Vertragsbeginn 1. Dezember 2007/1. März 2008) 
 
Athos GmbH, Sindelfingen, Vertrag über die Softwarewartung (Wiegeprogramm) vom 
24. Juli 2000 
 
EnergieSüdwest AG, Landau, Vertrag über die Lieferung von Strom vom 22. April 2013  
(Vertragsbeginn: 1. Juli 2013; Vertragsende: 31. Dezember 2016) 
 
GGEW Bergstraße AG, Bensheim , Vertrag über die Lieferung von Erdgas vom Dezember 2013 
(Vertragsbeginn: 1. Januar 2014; Vertragsende: 31. Dezember 2016) 
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Betriebszweig Abwasser 
 
Vertrag über die Lieferung von Datenextrakten aus der Verbrauchsabrechnung für Wasser der 
EnergieSüdwest AG vom 1. Januar 2006 
 
Vertrag mit der Firma Trillhof GmbH über den Abtransport und die Verwertung von Sieb- und 
Rechenrückständen, Sandfangrückständen, Abfällen aus Kanalreinigung und Straßenkehricht  
vom 30. Dezember 2015 (Vertragsbeginn: 1. Februar 2016; Vertragsende: 31. Juli 2017) 
 
Vertrag mit der Firma Remondis GmbH über die thermische Verwertung des auf der Kläranlage 
Landau anfallenden Klärschlammes vom 1. Februar 2016 (Vertragsbeginn: 1. Januar 2016; 
Vertragsende: 31. Dezember 2016) 
 
Vertrag mit der Firma Dreisigacker GmbH & Co. KG über den baulichen Unterhalt der Flä-
chenkanalisation u. a. vom 23. September 2014 (Vertragsbeginn: 1. Oktober 2014; Vertragsen-
de: 30. September 2016 – Verlängerung bis 30. September 2017) 
 
Vertrag mit der Firma Baur Hans Peter GmbH vom 9. Dezember 2015 über die Tätigkeiten Ka-
nalreinigung/TV-Inspektion von Entwässerungskanälen (Vertragsbeginn: 14. Dezember 2015; 
Vertragsende: 30. November 2017) 
 
Vertrag mit der Firma Arnold Müller GmbH über die Entleerung und das Abfahren des Abwas-
sers aus geschlossenen Abwassergruben vom 14. Januar 2014  (Vertragsbeginn: 
1. Februar 2014; Vertragsende: 31. Januar 2015 – Verlängerung bis 31. Januar 2017) 
 
Vertrag mit der Firma Onyx Rohr- und Kanal-Service GmbH über die Dichtigkeitsprüfungen 
(Kanäle) im Stadtgebiet Landau in der Pfalz vom 9. Dezember 2015  (Vertragsbeginn: 14. De-
zember 2015; Vertragsende: 30. November 2017) 
 
Vertrag mit der Firma Kuntschar u. Schlüter GmbH über die Vollwartung der BHKW-Anlage vom 
24. August 2010 (Vertragsbeginn: 24. August 2010; Vertragsende: 24. August 2020) 
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Betriebszweig Abfall 
 
Vertrag mit der Firma Knettenbrech und Gurdulic GmbH, Mannheim, über die Nutzung der 
Müllumschlaganlage vom 28. Februar 2014  (Vertragsbeginn: 1. April 2014; Vertragsende: 
31. März 2016) 
 
Verlade- und Beförderungsvertrag mit der Firma Knettenbrech und Gurdulic GmbH, Mannheim, 
vom 28. Februar 2014 (Vertragsbeginn: 1. April 2014; Vertragsende: 31. März 2016) 
 
Vertrag mit der Firma Knettenbrech und Gurdulic GmbH, Mannheim, über den Abtransport und 
die Verwertung von Grünschnittmaterial und Gartenabfällen vom 28. Februar 2014 (Vertrags-
beginn: 1. April 2014; Vertragsende: 31. März 2016) 
 
Vertrag mit der Firma SUEZ Süd GmbH, Knittlingen, über den Betrieb der Müllumschlaganlage 
vom 1. März 2016 (Vertragsbeginn: 1. April 2016; Vertragsende: 31. März 2018) 
 
Vertrag mit der Firma Zeller Recyling GmbH, Mutterstadt, über den Abtransport und die Verwer-
tung von Altholz vom 28. Februar 2014 (Vertragsbeginn: 1. April 2014, Vertragsende: 30.Juni 
2017) 
 
Vertrag mit der Firma SUEZ Süd GmbH, Knittlingen, über den Abtransport und die Verwertung 
von Grünschnittmaterial und Gartenabfällen vom 1. März 2016 (Vertragsbeginn: 1. April 2016; 
Vertragsende: 31. März 2018) 
 
Vertrag mit der Firma Gemes Abfallentsorgung und Recyling GmbH über die Übernahme, Um-
ladung und Verwertung von Bioabfällen vom 5. November 2012 (Vertragsbeginn: 1. Janu-
ar 2013; Vertragsende: 31. Dezember 2018) 
 
Vereinbarung mit den AWZ Nord, Edesheim, über den Umschlag von Bioabfällen aus der Stadt 
Landau in der Pfalz vom 13. Dezember 2012 (Vertragsbeginn: 1. Juli 2014; Kündigungsfrist 
9 Monate) 
 
Vertrag mit der Firma WBV Westdeutscher Bindegarn-Vertrieb über die Lieferung von HDPE 
Altpapiersäcken vom 19. November 2012 (Vertragsbeginn: 19. November 2012;Vertragsende: 
31. Dezember 2016) 
 
Vertrag mit der Firma Hunsrück-Sondertransport GmbH über die Durchführung der mobilen 
Sonderabfallsammlung vom 28. September 2015 (Vertragsbeginn: 1. Januar 2016; Vertragsen-
de: 31. Dezember 2018) 
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Vertrag mit der Firma Remondis GmbH über das Aufstellen und Abfuhr von Wechselbehältern 
sowie die Entladung/Entsorgung von Abfällen zur Beseitigung (Vertragsbeginn: 1. August 2013; 
Vertragsende: 31. Juli 2017) 

 
Vertrag mit der Firma Südmüll Transport  GmbH & Co. KG über die Verwertung von Altpapier 
(PPK) vom 9. Dezember 2014 (Vertragsbeginn: 1. Januar 2015; Vertragsende: 31. Dezem-
ber 2017) 
 
Vertrag mit der Firma Remondis GmbH über die Sammlung von Altpapier (PPK) und den Behäl-
terservice vom 15. November 2016 (Vertragsbeginn: 1. Dezember 2016; Vertragsende: 31. De-
zember 2023) 
 
Betriebszweig Straßenreinigung 
 
Vertrag mit der Firma ALBA Nordbaden GmbH über die Reinigung von öffentlichen Straßen und 
Plätzen in Landau i. d. Pfalz vom 13. Juni 2012 (Vertragsbeginn: 1. Juli 2012; Vertragsende: 
30. Juni 2016) 
 
Vertrag mit der Firma Bio-Chem Spezialreinigungssysteme über die öffentliche Straßenreini-
gung  in Landau i. d. Pfalz vom 12. Mai 2016 (Vertragsbeginn: 1. Juli 2016; Vertragsende: 
30. Juni 2020) 
 
Vertrag mit der Firma Trillhof Handels GmbH über den Abtransport und die Verwertung von 
Straßenkehricht vom 30. Dezember 2015 (Vertragsbeginn: 1. Februar 2016; Vertragsende: 
31. Juli 2017) 
 
Betriebszweig Bauhof 
 
Vertrag mit der Firma Remondis GmbH über das Aufstellen und die Abfuhr von Wechselbehäl-
tern sowie die Entladung/Entsorgung von Abfällen zur Beseitigung (Vertragsbeginn: 
1. August 2013; Vertragsende: 31. Juli 2017) 
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Betriebszweig Service 
 
Mietvertrag mit Gebäudemanagement Landau über die Anmietung von Büroflächen etc. im 
Dienstgebäude Friedrich-Ebert-Straße 5 vom 13. April 2017 – Mietbeginn: 1. Januar 2016/ 
1. August 2016) 
 
Vertrag mit der Firma Labitzke Gebäudereinigung GmbH über die Unterhaltsreini-
gung/Glasreinigung für das Verwaltungsgebäude Friedrich-Ebert-Straße 5 vom 13. Dezem-
ber 2012 (Vertragsbeginn: 1. Januar 2013; Vertragsende: 31. Dezember 2017) 
 
Vertrag mit der Firma Naheland GmbH über die Unterhaltsreinigung/Glasreinigung für das Ver-
waltungsgebäude Georg-Friedrich-Dentzel-Straße 1 vom 2. März 2015 (Vertragsbeginn: 1. Ap-
ril 2015; Vertragsende: 31. Dezember 2016) 
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Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau AöR 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 

 
Steuerliche Verhältnisse 

 
Die Anstalt unterliegt nur mit ihren Betrieben gewerblicher Art der Körperschaftsteuer und als 
Unternehmen i. S. d. § 2 UStG der Umsatzsteuer. Ansonsten besteht ein Hoheitsbetrieb (Ab-
wasserbeseitigung, Abfallentsorgung) oder die Anstalt ist nur vermögensverwaltend tätig. 
 
Beim Betriebszweig Abfallfallentsorgung besteht im Rahmen der Papiersammlung, der Verwer-
tung von Elektroschrott/Metallschrott und Kfz-Batterien ein Betrieb gewerblicher Art einer Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts. Dieser unterliegt damit grundsätzlich der Körperschaft- und 
Gewerbesteuerpflicht sowie als Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes der Umsatz-
steuerpflicht. Die Umsatzsteuer wird von der Anstalt an das zuständige Finanzamt abgeführt.  
 
Beim Betriebszweig Abwasserbeseitigung besteht im Rahmen der Stromerzeugung durch ein 
BHKW und die damit verbundene Einspeisung elektrischer Energie in das Netz des örtlichen 
Energieversorgers Umsatzsteuerpflicht als Unternehmer im Rahmen des Umsatzsteuergeset-
zes.  
 
Die Umsatzsteuer wird von der Anstalt an das zuständige Finanzamt abgeführt. 
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Sachkonto-Nr.
Bank 

Darlehenskto.Nr.
Stand 

01.01.2016 Zugang Tilgung
Stand 

31.12.2016
ursprüngliche 

Darlehenshöhe Schuldurkunde vom Laufzeit  bis 
€ € € € € % %

310108

Fördermittel Land 
Rheinland Pfalz - 
DA 144 58.900,89 0,00 11.043,90 47.856,99 368.130,15 3,00 - 0,00 0,00 07.06.1984 01.06.2021

310109

Fördermittel Land 
Rheinland Pfalz  - 
DA 146 56.242,08 0,00 7.669,38 48.572,70 255.645,94 3,00 - 0,00 0,00 07.06.1984 01.06.2023

310110

Fördermittel Land 
Rheinland Pfalz -
DA 169 25.513,37 0,00 3.479,12 22.034,25 115.970,45 3,00 - 0,00 0,00 14.12.1987 01.06.2023

310111

Fördermittel Land 
Rheinland Pfalz -
DA 178 74.265,14 0,00 9.300,40 64.964,74 306.775,13 3,00 - 0,00 0,00 12.01.1989 30.12.2023
insgesamt 214.921,48 0,00 31.492,80 183.428,68 1.046.521,67

Tilgung Zinsen

Zusammensetzung und Entwicklung der Förderdarlehen
 zum 31.12.2016
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Sachkonto-Nr.
Bank 

Darlehenskto.Nr.
Stand 

01.01.2016 Zugang Tilgung
Stand 

31.12.2016
ursprüngliche 

Darlehenshöhe Schuldurkunde vom Zinssatz fest bis
€ € € € % %

310135

Sparkasse SüW Nr. 
67701287822 (KfW-
Darlehen) 208.281,00 0,00 26.876,00 181.405,00 181.405,00 12,50 - 0,95 1.882,92 10.09.2013 30.09.2023
insgesamt 208.281,00 0,00 26.876,00 181.405,00 181.405,00 1.882,92

                

Tilgung Zinsen

Zusammensetzung und Entwicklung der Darlehen bei Kreditinstituten
 zum 31.12.2016
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Restbuchwert
01.01.2016 Zugang Abgang 31.12.2016 01.01.2016 Zugang Abgang 31.12.2016 31.12.2016

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Kanalbeiträge
Haushalte SW 4.882.958,31 4.059,11 0,00 4.887.017,42 3.403.023,18 98.455,79 0,00 3.501.478,97 1.385.538,45
Gewerbe SW 4.004.821,54 20,29 0,00 4.004.841,83 2.015.107,37 112.408,81 0,00 2.127.516,18 1.877.325,65
Summe 1: 8.887.779,85 4.079,40 0,00 8.891.859,25 5.418.130,55 210.864,60 0,00 5.628.995,15 3.262.864,10

Haushalte OW 5.892.210,15 5.129,04 0,00 5.897.339,19 4.220.701,89 113.297,47 0,00 4.333.999,36 1.563.339,83
Gewerbe OW 4.683.738,90 30,98 0,00 4.683.769,88 2.405.723,04 129.106,28 0,00 2.534.829,32 2.148.940,56
Summe 2: 10.575.949,05 5.160,02 0,00 10.581.109,07 6.626.424,93 242.403,75 0,00 6.868.828,68 3.712.280,39

Summe I: 19.463.728,90 9.239,42 0,00 19.472.968,32 12.044.555,48 453.268,35 0,00 12.497.823,83 6.975.144,49

Hausanschlüsse
Haushalte 8.901.447,37 240.129,97 0,00 9.141.577,34 8.641.228,92 22.608,32 0,00 8.663.837,24 477.740,10
Gewerbe 830.905,14 5.532,31 0,00 836.437,45 630.473,00 12.065,89 0,00 642.538,89 193.898,56

Summe II: 9.732.352,51 245.662,28 0,00 9.978.014,79 9.271.701,92 34.674,21 0,00 9.306.376,13 671.638,66
 
Str.-Baulastträger
Klassifizierte Str. 661.774,18 0,00 661.774,18 508.920,31 20.035,69 0,00 528.956,00 132.818,18
Inv.-Anteil Stadt 11.951.594,67 703.225,32 12.654.819,99 5.958.070,53 378.004,31 0,00 6.336.074,84 6.318.745,15
Inv.-Anteil Land 472.131,27 45.105,00 20.000,00 497.236,27 38.453,06 14.536,42 1.515,15 51.474,33 445.761,94

Summe III: 13.085.500,12 748.330,32 20.000,00 13.813.830,44 6.505.443,90 412.576,42 1.515,15 6.916.505,17 6.897.325,27

Beiträge von Gemeinden
Kläranlage 5.623.644,04 54.067,42 0,00 5.677.711,46 3.707.384,53 84.971,50 0,00 3.792.356,03 1.885.355,43
Verbindungssammler 440.573,44 0,00 440.573,44 391.809,80 14.097,88 0,00 405.907,68 34.665,76

Summe IV: 6.064.217,48 54.067,42 0,00 6.118.284,90 4.099.194,33 99.069,38 0,00 4.198.263,71 1.920.021,19

Insgesamt 48.345.799,01 1.057.299,44 20.000,00 49.383.098,45 31.920.895,63 999.588,36 1.515,15 32.918.968,84 16.464.129,61

Zuführung Entnahme

Zusammensetzung und Entwicklung der Empfangenen Ertragszuschüsse
 zum 31.12.2016
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Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau AöR 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 
 

Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 
 
 
Grundlage unserer Arbeiten ist der Prüfungsstandard IDW PS 720 des Instituts der Wirtschafts-
prüfer in Deutschland e. V. (Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
führung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG). Dieser Prüfungsstandard ist in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesfinanzministerium, dem Bundesrechnungshof und den Lan-
desrechnungshöfen erarbeitet worden.  
 
Die dort aufgeführten Fragen sind lückenlos zu beantworten. Soweit eine einzelne Frage für die 
geprüfte Einrichtung nicht einschlägig ist, ist dies zu begründen. Soweit sich die Beantwortung 
der Frage bereits aus der Berichterstattung über die Jahresabschlussprüfung ergibt, haben wir 
Verweisungen vorgenommen. 
 
 
Der oben bezeichnete Fragenkatalog gliedert sich wie folgt: 
 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
Vermögens- und Finanzlage 
Ertragslage 
 
 
Beantwortung des Fragenkatalogs: 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
 
Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indivi-
dualisierte Offenlegung der Organbezüge 
 
a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftli-
che Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. 
für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Be-
dürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 
 
Organe der EWL sind der Vorstand und der Verwaltungsrat (§ 4 der Satzung vom 25. Ju-
ni 2014). Der Vorstand führt die Geschäfte der EWL in eigener Verantwortung nach Maßgabe 
der Gesetze, der Satzung und der Beschlüsse des Verwaltungsrates. Er vertritt die AöR gericht-
lich und außergerichtlich. Dem Vorstand  obliegt die laufende Geschäftsführung, wozu insbe-
sondere die Bewirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten Aufwendungen und Erträge, der 
Einsatz des Personals, die rechtzeitige Aufstellung des Wirtschaftsplanes und weitere sonstige 
Angelegenheiten gehören. Weitere Einzelheiten sind in § 5 der Anstaltssatzung geregelt. Seit 
1. September 2016 besteht der Vorstand aus zwei Personen. 
 
Der Verwaltungsrat (§ 6 der Satzung) als weiteres Organ der Anstalt wird vom Stadtrat der 
Stadt Landau in der Pfalz für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Der Verwaltungsrat überwacht 
die Geschäftsführung des Vorstandes und entscheidet insbesondere über den Erlass von Sat-
zungen, über die Festsetzung von Gebühren und weitere in § 7 der Anstaltssatzung genannte 
Angelegenheiten, wobei bei verschiedenen Angelegenheiten  der Beschluss des Verwaltungs-
rates der Zustimmung des Stadtrates bedarf. Durch die in der Anstaltssatzung behandelten zu-
stimmungspflichtigen Geschäfte und Maßnahmen sowie durch die Berichte des Vorstandes 
sind Verwaltungsrat und Stadtrat  in den Entscheidungsprozess nach unseren Feststellungen 
sach- und bedarfsgerecht eingebunden. Der Verwaltungsrat hat sich zum 7. Dezember 2009 
(geändert am 11. September 2014) eine Geschäftsordnung gegeben. Über die Anstaltssatzung 
hinausgehende Weisungen des Verwaltungsrates zur Organisation für die Geschäftsleitung 
(Vorstand) liegen nicht vor. 
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b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur-
den Niederschriften hierüber erstellt? 
 
Der Verwaltungsrat trat im Jahr 2016 zu insgesamt sechs Sitzungen zusammen. Der Stadtrat 
hat sich in sechs Sitzungen mit Angelegenheiten der Anstalt  befasst. Über die Sitzungen des 
Stadtrates und des Verwaltungsrates wurden Protokolle erstellt. 
 
c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 des 
Aktiengesetzes sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 
 
Der Vorstand ist nach der uns erteilten Auskunft Mitglied der Verbandsversammlung im Zweck-
verband Abfallverwertung Südwestpfalz, Pirmasens. 
 
d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) indi-
vidualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fi-
xum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung 
ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 
 
Nein, die Anstalt macht von der Ausnahmeregelung des § 286 Abs. 4 HGB Gebrauch. Für den 
Vorstand gibt es keine erfolgsbezogene Vergütungskomponente. Die Vergütung des Vorstan-
des ist aus dem Stellenplan ersichtlich. 
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Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
 
Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 
 
a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbe-
fugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 
 
Im April 2014 wurde eine Allgemeine Geschäftsanweisung nur für den Entsorgungs-und Wirt-
schaftsbetrieb fertiggestellt, welche am 1. Mai 2014 in Kraft trat. Im Übrigen wurden in den Jah-
ren 2016 und 2017 verschiedene Dienstanweisungen und Dienstvereinbarungen in Kraft ge-
setzt, die u. a. auch spezielle Belange des Betriebes berücksichtigen.   
 
In dem bei der Stadt Landau vorliegenden Geschäftsverteilungsplan (Stand 23. Mai 2016) ist 
geregelt, welche Aufgaben den einzelnen Ämtern bzw. bestehenden Eigenbetrieben zur Aufga-
benerledigung übertragen sind. Konkret sind die Aufgaben des EWL in der Satzung vom 
2. März 2016 (in Kraft seit 22. April 2016)  geregelt.  
 
Es liegen ein Dienstverteilungsplan und ein Organisationsplan vor, aus denen sich Organisati-
onsaufbau, Arbeitsbereiche und die Zuständigkeiten ergeben.  
 
Funktionstrennungen sind durch die unterschiedlichen Aufgabenstellungen im Allgemeinen ge-
geben. Soweit wir dies im Rahmen der Abschlussprüfung feststellen konnten, zeigten sich hier 
keine nennenswerten Abweichungen zwischen den vorgegebenen Organisationsstrukturen und 
den tatsächlichen Handhabungen. Die regelmäßige Überprüfung des Organisationsplans ist 
nach unseren Feststellungen gewährleistet.  
 
Weitere Regelungen, insbesondere über Zuständigkeiten, ergeben sich aus der EigAnVO sowie 
der Satzung der Anstalt.  
 
Nach unseren Feststellungen bestehen aufgrund der bestehenden Dienstanweisungen und 
Stellenbeschreibungen geeignete Richtlinien für wesentliche Entscheidungsprozesse im not-
wendigen Umfang. Soweit erkennbar, werden sie beachtet. 
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Für den Bereich Abwasser hat sich der EWL gemäß den Vorgaben der Deutschen Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) einer Prüfung der Qualifikation und Organisa-
tion des technischen Bereiches unterworfen. Der EWL hat die Prüfung erfolgreich mit Erteilung 
des Zertifikats technischen Sicherheitsmanagements (TSM) bestanden. 
 
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren 
wird? 
 
Es ergaben sich keine Anhaltspunkte; der überarbeitete Organisationsplan bzw. der  
Aufgabengliederungsplan  liegen vor. 
 
c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und doku-
mentiert? 
 
Ab dem 1. September 2013 hat der EWL eine speziell auf den Betrieb zugeschnittene Dienst-
anweisung zur "Vorbeugung und Bekämpfung von Korruption" in Kraft gesetzt, die ab Janu-
ar 2017 neu geregelt wird. Im Übrigen gilt die Dienstanweisung über das Verfahren bei der 
Vergabe von Aufträgen bei der Stadt Landau in der Pfalz vom 8. April 2013 (in Kraft seit 15. Ap-
ril 2013),  welche in Ziffer 23 die Erbringung von Dienstleistungen der Zentralen Vergabestelle 
(ZVS)  der Stadtverwaltung für den Betrieb regelt. 
 
d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwe-
sen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese 
nicht eingehalten werden? 
 
Es gelten hier insbesondere die Bestimmungen der GemO Rheinland-Pfalz, der GemHVO, der 
VOL/VOF, der VOB und der EigAnVO. Der vom Verwaltungsrat  und Stadtrat zu beschließende 
Wirtschaftsplan gibt den Entscheidungsrahmen für den Vorstand. Die Ausschreibungen werden 
nach diesen Vorgaben vorbereitet und unter Beachtung der einschlägigen Vorschriften durch-
geführt. Danach erfolgt die Umsetzung der Vergaben durch die zentrale Vergabestelle des Ein-
richtungsträgers. Dies ist in  der "Dienstanweisung über das Verfahren bei der Vergabe von 
Aufträgen bei der Stadt Landau in der Pfalz" geregelt. Gemäß Ziffer 1 Absatz 2 ist der EWL an 
diese Verfügung gehalten. 
 
Bei Neuaufnahmen und Umschuldungen von Krediten werden grundsätzlich verschiedene An-
gebote eingeholt. 
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Im Rahmen unserer Pflichtprüfung haben wir keine von diesen Vorgaben abweichenden Hand-
lungen festgestellt, die Anlass zu Beanstandungen geben würden. 
 
e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-
waltung, EDV)? 
 
Es existiert ein zentrales Vertragsregister in der Verwaltungsabteilung. Für den Bereich EDV 
liegt eine separate Dokumentation vor; im Wesentlichen wird darin die Verwaltung der Hard-
ware und Software (permanente Prüfung und Fortschreibung der vorhandenen Softwarelizen-
zen) erfasst. 
 
Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 
 
a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten – 
den Bedürfnissen des Eigenbetriebs? 
 
Der jährlich gemäß § 33 EigAnVO Rheinland-Pfalz aufzustellende Wirtschaftsplan mit Investiti-
onsprogramm bietet einen ausreichenden Planungshorizont und entspricht den Bedürfnissen 
des Betriebes. Wirtschaftspläne werden für jeden Betriebszweig gesondert aufgestellt und ver-
folgt. 
 
b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 
 
Eine systematische Untersuchung und Analyse der Planabweichungen ist für größere Abwei-
chungen während des Jahres und außerdem im Rahmen des Jahresabschlusses vorgesehen. 
Hierzu wurde ein separates Projektcontrolling eingeführt; es erfolgt in regelmäßigen Abständen 
die Berichterstattung der wesentlichen Veränderungen durch die Abteilungsleiter an den Vor-
stand. Kritische Bereiche (z. B. der BgA Papierverwertung u. ä.) werden im Rahmen eines per-
manenten Soll-/Ist-Vergleiches geprüft.   
 
Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Hinweise darauf ergeben, dass nicht entspre-
chend verfahren wird. Im Übrigen informiert der Vorstand schriftlich in Anwendung von 
§ 21 EigAnVO Rheinland-Pfalz mindestens einmal jährlich (per 30. Juni) dem Verwaltungsrat in 
einem Zwischenbericht über die Abwicklung des Vermögens- und Erfolgsplanes. 
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c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 
den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 
 
Es ist eine kaufmännische doppelte Buchführung eingerichtet. Das Rechnungswesen ist DV-
gestützt; hierbei wird die Software der Fa. Schleupen AG, Moers, bestehend aus folgenden 
Programmpaketen, eingesetzt: 
 

– Rechnungswesen (Finanzbuchhaltung, Kostenrechnung, Gebührenabrechnung) 
– Anlagenbuchhaltung 

 
Für die Abrechnung der Anlieferungsgebühren auf der Müllumschlaganlage  wird ein von der 
Fa. ATHOS, Sindelfingen, entwickeltes Abfallwirtschaftsprogramm (AWS-Abfallwirtschafts-
system) angewendet. 
 
Im  Bereich des Bauhofs befindet sich  die Software "Regie 68" der Fa. Menke EDV Zubehör 
GmbH, Beckum, im Einsatz, welche im Wesentlichen zur Erfassung der geleisteten Einsatz-
stunden mit anschließender Fakturierung dient. Diese Software wurde speziell für die spezifi-
schen Belange von Bauhöfen entwickelt.  
  
Zudem  sind  nachfolgend genannte Softwareanwendungen im Einsatz:  
 

– Software der Fa. HKS zur Auswertung von Datenbanken (z. B. Software der Fa. Schleu-
pen u. a.) für die Bereiche Kostenrechnung und Controlling 
 

– Software der Fa. uve GmbH zur systematischen Erfassung von Verträgen, um betriebli-
che und behördliche Anforderungen hinsichtlich Qualifikation, Wartung u. a. überwachen 
zu können 

 
Die verfahrensübergreifende Organisation der EDV im Rechnungswesen entspricht den gesetz-
lichen Vorschriften und anerkannten Regeln. Es wird danach entsprechend verfahren. 
 
d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquidi-
tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 
 
Im Rahmen der Vermögensplanüberwachung werden Finanz- und Kreditüberwachung durchge-
führt. 
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e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben 
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten 
worden sind? 
 
Mit der Stadt besteht ein zentrales Cash-Management. 
 
f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? 
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen 
zeitnah und effektiv eingezogen werden? 
 
Es ist sichergestellt, dass eine zeitnahe Rechnungsstellung der Gebühren erfolgt und Ab-
schlagszahlungen in angemessenem Rahmen eingefordert werden. Offene Forderungen wer-
den überwacht, gemahnt und wenn möglich über die Stadtkasse als Vollstreckungsbehörde ge-
pfändet. 
 
g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-
fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 
 
Im Rahmen der Aufteilung der Geschäftsbereiche des Vorstandes wurde dem zweiten Vorstand 
als Sonderaufgabe der Bereich Controlling verantwortlich übertragen. In Zusammenarbeit mit 
dem Rechnungswesen des EWL soll mittelfristig ein bereichsübergreifendes Controlling einge-
führt werden. Im Übrigen stehen Unterlagen des Rechnungswesens als Entscheidungsgrundla-
ge für Führungskräfte und Kontrollgremien für die Wirtschaftsplanung, Entgeltkalkulationen und 
Projektplanungen ausreichend zur Verfügung. 
 
h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-
chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Betei-
ligung besteht? 
 
Die Stadt Landau war bis zum Jahr 2009 Mitglied beim Zweckverband Abfallverwertung Süd-
westpfalz (ZAS). In der Sitzung der Verbandsversammlung am 8. Dezember 2009 wurde be-
schlossen, die bisherige Mitgliedschaft der Stadt Landau mit allen Rechten und Pflichten auf die 
Anstalt des öffentlichen Rechts Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau zu übertragen. Die 
Zustimmung hierzu erfolgte durch Beschluss des Stadtrates der Stadt Landau. Eine Steuerung 
und Überwachung des ZAS ist mit dem vorhandenen Rechnungs- und Berichtswesen in einge-
schränktem Umfang vorhanden. 
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Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 
 
a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 
und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig er-
kannt werden können? 
 
Im Jahr 2002 wurde unter Mitwirkung der Fa. PriceWaterhouseCoopers (PwC) AG, Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, ein Risikomanagement eingerichtet und eine Risikorichtlinie erstellt, wel-
che am 3. April 2003 mit Zustimmung des Werkausschusses in Kraft gesetzt wurde. Durch 
Gründung der Anstalt zum 1. Januar 2009 als Rechtsnachfolger wurde die bestehende Risikori-
chtlinie übernommen und zum 1. Januar 2009 überarbeitet.  
 
Im Rahmen der Risikoerhebung und Dokumentation sind zweimal jährlich zum 28. Februar bzw. 
31. August die Risikoerhebungsbögen von den jeweils risikoverantwortlichen Mitarbeitern zu ak-
tualisieren und dem Risikokoordinator zwecks Prüfung weiterzuleiten. Der Risikokoordinator 
stellt alle Risiken, die "immer einer gesonderten Beachtung bedürfen" in einer Gesamt-
Risikoübersicht zusammen und berichtet rechtzeitig vor Erstellung des Lageberichtes und des 
Zwischenberichtes (30. Juni des Kalenderjahres) dem Vorstand. Der Vorstand informiert regel-
mäßig den Verwaltungsrat bei der Vorstellung des Zwischenabschlusses bzw. des Jahresbe-
richtes und im Rahmen der Erstellung des Lageberichtes, wobei die Unterrichtung des Verwal-
tungsrates im Wirtschaftsjahr 2016 am 22. September 2016 erfolgte. 
 
Im Bereich der Abwasserentsorgung erfolgt  durch die  Fa. DAR-Deutsche Abwasser-
Reinigungs-Gesellschaft mbH in Wiesbaden die Erstellung einer Dienst- und Betriebsanwei-
sung in den Bereichen Kanalisation/Kläranlage. Diese Anweisungen beinhalten u. a. genau ge-
regelte Dienst- und Betriebsanweisungen, Alarmpläne, Ex-Zonenpläne sowie Dokumentationen 
zur Gefährdungsbeurteilung bzw. Gefahrstoffverordnung. Seit dem Jahr 2006 sind die Anwei-
sungen komplett in Kraft gesetzt. 
 
Als weiterer Baustein wurde im Jahr 2016 für den Betriebszweig Abwasserbeseitigung das 
Technische  Sicherheitsmanagement (TSM-System) der DWA eingeführt. Dieses umfasst Or-
ganisationsstrukturen, Verantwortlichkeiten, Fach- und Entscheidungskompetenzen, Verfahren 
sowie Prozesse und erforderliche Mittel für Betreiber von Abwasseranlagen. 
 
Im Bereich der Abteilung Bauhof wurden die bestehenden Dienstanweisungen überarbeitet und 
u. a. auch die Gefährdungsbeurteilungen ständig aktualisiert. 
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Im Rahmen der Forderungsüberwachung werden durch den Vorstand monatliche Auswertun-
gen erstellt. Diese dienen als Grundlage für die Bewertung einzelner Forderungen. 
 
b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben 
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 
 
Die unter Punkt a) genannten Maßnahmen sind geeignet, Risiken zu erkennen. 
 
c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 
 
Eine entsprechende Dokumentation in Form von Berichten etc. findet statt. Wie bereits unter 
Frage a) erwähnt, ist eine umfassende Dokumentation, insbesondere im Bereich der Abwas-
serbeseitigung, erstellt worden. Zusätzlich erfolgte die Einführung des Technischen Sicher-
heitsmanagement (TSM-System). 
 
d) Werden Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem 
aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abge-
stimmt und angepasst? 
 
Vgl. Antwort zu Frage 4a). 
 
Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 
 
Da der Betrieb nicht mit den entsprechenden Finanzinstrumenten arbeitet, entfällt die Beantwor-
tung dieses Fragenkreises. 
 
Fragenkreis 6: Interne Revision 
 
a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende interne 
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funk-
tion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 
 
Das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Landau nimmt die Aufgabe der internen Revision wahr 
und führt u. a. Prüfungen von Eingangs- und Ausgangsrechnungen etc. durch. Grundlage ist die 
bestehende Dienstanweisung für das Rechnungsprüfungsamt zur Prüfung von Sondervermö-
gen vom 8. November 2006 und § 11 Abs. 3 der Anstaltssatzung. Wesentliche Beanstandun-
gen ergaben sich nach den uns erteilten Auskünften nicht. 
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b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Kon-
zern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 
 
Vgl. Antwort zu Frage 6a). 
 
c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der internen Revision/Kon-
zernrevision im Wirtschaftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unver-
einbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch ge-
trennt sind? Wann hat die interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention be-
richtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 
 
Vgl. Antwort zu Frage 6a). 
 
d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-
stimmt? 
 
Vgl. Antwort zu Frage 6a). 
 
e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um 
welche handelt es sich? 
 
Vgl. Antwort zu Frage 6a). 
 
f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der internen 
Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revision/Konzernrevi-
sion die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 
 
Vgl. Antwort zu Frage 6a). 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
 
Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat-
zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-
chungsorganes 
 
a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorganes zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 
eingeholt worden ist? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte für eine Umgehung der Zu-
stimmung durch das Aufsichtsgremium. 
  
b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 
 
Im Berichtsjahr wurden Kredite weder an den Vorstand nach an Mitglieder des Verwaltungsrats  
gewährt. 
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-
men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenom-
men worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 
 
Nein, hierfür ergaben sich keine Anhaltspunkte. 
 
d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Ge-
setz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 
Überwachungsorgans übereinstimmen? 
 
Nein, der Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau AöR erfüllt seine satzungsgemäßen 
(hoheitlichen) Aufgaben. 
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 
 
a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, imma-
terielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabi-
lität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 
 
Für die Investitionen liegt im Rahmen des Wirtschaftsplanes jeweils eine Investitionsplanung 
vor, die sich im Wesentlichen aus den Erfordernissen der Geschäftsentwicklung oder bestimm-
ten gesetzlichen Aufgaben ergibt. Wesentliche Investitionen werden hierzu nach den techni-
schen Bestimmungen der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Ab-
fall e. V. (DWA) geprüft. 
 
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-
lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu er-
möglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 
 
Es haben sich keine Anhaltspunkte hierzu ergeben. Im Übrigen erfolgt die Vergabe von Investi-
tionen nach den Bestimmungen der vergaberechtlichen Vorschriften (VOB/VOL u. a.). 
 
c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 
überwacht und Abweichungen untersucht? 
 
Soweit wir feststellen konnten, werden bei baulichen Investitionsmaßnahmen sog. Auftragskon-
trollen und -abrechnungen erstellt, die bei Überschreitungen von Vertragssummen Begründun-
gen vorsehen. Es besteht ferner ein laufendes Projektcontrolling durch die jeweiligen Abtei-
lungsleiter für die einzelnen Abteilungen. 
 
d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 
 
Wesentliche Überschreitungen haben wir im Rahmen unserer stichprobenartigen Prüfung nicht 
festgestellt. 
 
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 
 
Liegt nicht vor. Unsere Prüfung ergab keinerlei Anhaltspunkte dafür. 
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 
 
a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. 
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 
 
Im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfung haben sich keine Anhaltspunkte für eindeutige 
Verstöße gegen Vergaberegelungen ergeben. 
 
b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-
gebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 
 
Nach den uns erteilten Auskünften werden in der Regel Konkurrenzangebote eingeholt. 
 
Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
 
a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 
 
Die laufende Unterrichtung des Verwaltungsrates erfolgte durch den Vorstand in Form des Zwi-
schenberichtes zum 22. September 2016 gemäß § 5 Abs. 6 der Satzung i. V. m. § 21 EigAnVO 
Rheinland-Pfalz und des Lageberichts gemäß § 36 EigAnVO sowie in sechs Sitzungen des 
Verwaltungsrates. 
 
b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un-
ternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 
 
Wir haben im Rahmen unserer Prüfung keine Anhaltspunkte dafür erhalten, dass die Berichte 
keinen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Betriebes vermitteln. 
 
c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 
unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsge-
mäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentli-
che Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 
 
Ungewöhnliche oder risikoreiche Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder 
wesentliche Unterlassungen, über die zu berichten wäre, lagen nicht vor. Die laufende Unter-
richtung der Mitglieder des Verwaltungsrates erfolgte durch den Vorstand schriftlich und münd-
lich  in sechs  Sitzungen des Verwaltungsrates. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf 
dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 
 
Nach den Protokollen der Verwaltungsratssitzungen ergaben sich keine wesentlichen Wünsche 
zur Berichterstattung. 
 
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG 
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung wurden keine Anhaltspunkte festgestellt. 
 
f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan er-
örtert? 
 
Im Jahr 2016 wurde bei der Versicherungskammer Bayern eine D&O-Versicherung als Ergän-
zung zu bestehenden Kassenversicherung abgeschlossen. Die Versicherungssumme beträgt 
EUR 3 Mio., der Selbstbehalt EUR 0,00. Versicherte Personen beim EWL sind der Vorstand, 
dessen Stellvertreter, die Mitglieder des Verwaltungsrates, die Abteilungsleiter als leitende An-
gestellte sowie die Compliance-Beauftragten (z. B. Gleichstellungs-, Arbeitsschutz-, Sicher-
heitsbeauftragte) sowie die Angehörigen (Ehegatten, Lebenspartner) der versicherten Personen 
im Falle der Inanspruchnahme auf Schadensersatz. Der Verwaltungsrat hat dem Abschluss der 
Versicherung zugestimmt. 
 
g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorganes gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offen-
gelegt worden? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine Anhaltspunkte für derartige Sachverhalte ent-
deckt. 
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Vermögens- und Finanzlage 
 
Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 
 
a) Besteht im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 
 
Nicht betriebsnotwendiges Vermögen haben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. 
Das Vermögen dient betrieblichen Zwecken und ist regelmäßig bis zum Ende der Nutzungs-
dauer gebunden. 
 
b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 
 
Dafür ergaben sich im Rahmen der Jahresabschlussprüfung keine Hinweise. 
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögens-
gegenstände wesentlich beeinflusst wird? 
 
Dafür ergaben sich im Rahmen der Jahresabschlussprüfung keine Hinweise. Eine Verwertung 
des wesentlichen Vermögens im Abwasserbereich ist ohnehin nicht möglich, das Vermögen ist 
hoheitlichen Zwecken gewidmet und im Betrieb gebunden. Stille Reserven können beim Kanal-
netz und den Kläranlagen grundsätzlich nicht realisiert werden. 
 
Fragenkreis 12: Finanzierung 
 
a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investiti-
onsverpflichtungen finanziert werden? 
 
Das langfristige Vermögen bereinigt um die Finanzanlagen (TEUR 74.701) ist vollständig mit 
langfristigem Kapital gedeckt. Das Eigenkapital einschließlich eigenkapitalähnlicher Posten be-
trägt zum Abschlussstichtag TEUR 84.231. Das langfristige Fremdkapital (ohne Rückstellun-
gen) beläuft sich auf TEUR 306. Für die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen In-
vestitionsverpflichtungen stehen genügend liquide Mittel zur Verfügung. 
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b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kre-
ditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 
 
Entfällt, da die Anstalt keinem Konzern angehört. 
 
c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garan-
tien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit 
verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden? 
 
Der Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau, Anstalt des öffentlichen Rechts, hat im Wirt-
schaftsjahr Zuschüsse für Modernisierungsmaßnahmen eines Dienstgebäudes erhalten. In den 
Vorjahren erhielt die Anstalt Fördermittel zur Einführung eines Technischen Sicherheitsmana-
gements (TSM-System), Zuschüsse für Modernisierungsmaßnahmen eines Dienstgebäudes 
und den Erwerb von beweglichen Anlagegütern. Anhaltspunkte für eine nicht zweckentspre-
chende Verwendung ergaben sich nicht. 
 
Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 
 
a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-
stattung? 
 
Es bestehen keine Finanzierungsprobleme. 
 
b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 
 
Das Jahresergebnis 2016 soll mit der Allgemeinen Rücklage verrechnet werden. Diesen Ergeb-
nisverwendungsvorschlag halten wir mit der wirtschaftlichen Situation der Anstalt vereinbar. 
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Ertragslage 
 
Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 
 
a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/ 
Konzernunternehmen zusammen? 
 
Am Jahresergebnis 2016 sind die einzelnen Betriebszweige wie folgt beteiligt: 
 
 2016 2015 
 EUR EUR 

Abwasserbeseitigung 51.247,21 502.139,92 

Abfallentsorgung -53.271,04 -29.644,79 

Straßenreinigung -106.397,83 23.145,75 

Bauhof -12.343,76 -154.047,01 

Landesgartenschau 0,00 -73.438,09 

Service -17.201,20 847,92 

Jahresergebnis -137.966,62 269.003,70 

 
Das Ergebnis soll mit den Rücklagen verrechnet werden. 
 
b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 
 
Das Jahresergebnis ist entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt. Hierzu gehört im We-
sentlichen die Rückzahlung der anteiligen Mehrwertsteuerbeträge, die im Rahmen der Moderni-
sierung gegenüber dem Finanzamt als Vorsteuerbeträge geltend gemacht wurden. 
 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-
beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu 
unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 
 
Im Verhältnis zur Stadt werden die Leistungsbeziehungen angemessen vergütet. Dies gilt für 
gewährte Ausleihungen und die liquiden Mittel, die der Stadt zur Verfügung gestellt werden. 
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d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 
 
Entfällt aufgrund der bestehenden Geschäftstätigkeit, die wegen fehlender gesetzlicher Grund-
lagen eine Konzessionsabgabe nicht vorsieht. 
 
Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 
 
a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 
 
Verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren, 
waren im Berichtsjahr nicht zu verzeichnen. 
 
b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 
Maßnahmen handelt es sich? 
 
Vgl. Antwort zu Frage 15 a) 
 
Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der 
Ertragslage 
 
a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 
 
Die Ursachen liegen zum einen in dem Umzug in ein neues Dienstgebäude und den damit ver-
bundenen Aufwendungen für Bauunterhaltung und Modernisierung und zum anderen in der 
Rückzahlung der anteiligen Mehrwertsteuerbeträge, die im Rahmen der Modernisierung gegen-
über dem Finanzamt als Vorsteuerbeträge geltend gemacht wurden. 
 
b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des 
Unternehmens zu verbessern? 
 
Für den Betriebszweig Abwasserbeseitigung erfolgte zum 1. Februar 2016 eine Erhöhung für 
die Schmutz- bzw. Niederschlagswassergebühr. Im Bereich Abfallentsorgung wurden die Ab-
fallgebühren zum 1. Februar 2016 ebenfalls angepasst. Der Stunden- und Verrechnungssatz im 
Betriebszweig Bauhof erhöhte sich zum gleichen Datum. Durch permanente Kalkulation sind für 
die Folgejahre ebenfalls Änderungen (Erhöhungen) in allen Gebührenbereichen und Anpas-
sung der Stundenverrechnungssätze im Bauhof notwendig. 
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